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Amtlicher Teil 


Amtlicher Teil 


Perſonalnachrichten 


Es find ernannt worden: 


zum Profeſſor an der Hochſchule für Lehrer⸗ 
bildung in Elbing der Oberlehrer Alfred Opper⸗ 
mann, 

zum Profeſſor an der Hochſchule für Lehrerbildung 
in Kiel der Studienrat Pr. Gerhard Staa 5 


zum ordentlichen Profeſſor in der Naturwiſſen⸗ 
ſchaftlich⸗Mathematiſchen Fakultät der Univerſität 
Heidelberg der nichtbeamtete außerordentliche Bro: 
feſſor in der Naturwiſſenſchaftlichen Fakultät der 
Univerſität Tübingen Dr. Kurt Fi ſch beck, 

zum ordentlichen Profeſſor in der Mediziniſchen 
Fakultät der Univerntät München der planmäßige 
außerordentliche Profeſſor für Zahnheilkunde Dr. 
Peter Kranz an dieſer Univerfität, 


zum ordentlichen Profeſſor in der Philoſ ophiſchen 
Fakultät der Univerſität Berlin der bisherige außer⸗ 
ordentliche Profeſſor Dr. Hermann Leu ch 8, 


zum ordentlichen Profeſſor in der Philoſophiſchen 
Fakultät der Univerſität München der nichtbeamtete 
außerordentliche Profeſſor Dr. Otto Pretzel in 
München, 


zum ordentlichen e in der Abteilung für 
Allgemeine Wiſſenſchaften der Techniſchen Sohlen. 
in Stuttgart der nichtbeamtete außerordentliche 
Profeſſor Dr. Hermann Reiher in Stuttgart, 


zum Honorarprofeſſor in der Fakultät für 
Allgemeine Wiſſenſchaften der Techniſchen Hochſchule 
in Berlin der ordentliche Profeſſor a. D. Dr. Guſtav 
Hertz, 

zum Honorarprofeſſor in der Philoſop iſchen 
Fakultät der Univerfüt Berlin der Dit der 
Iſlamiſchen Abteilung der Staatlichen Muſeen 
Dr. Kühnel in Berlin, 


zum planmäßigen außerordentlichen Profeſſor 
in der Philoſophiſchen Fakultät II. Sektion der 
Univerſität München der nichtbeamtete außerordent⸗ 
liche Profeſſor Dr. Ferdinand S chlemmer, 


zum außerordentlichen Profeſſor in der Rechts⸗ 
und Staatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität 
Breslau der Dozent Dr. Hans Thieme in Frank⸗ 
furt a. M., 


zum Kreisſchulrat in Trier der bisherige Mittel⸗ 
ſchullehrer Rudolf Bernd, 


zum Kreisſchulrat in Geilenkirchen (Reg.-Bez. 
Aachen) der bisherige Hilfsſchullehrer Franz 
Dilenpener, 


zum Kreisſchulrat 


in Lauenburg (Reg.⸗Bez. 
Köslin) der bisherige 


Rektor Walter Gaß mann, 


zum Kreisſchulrat in 
Rektor Max Kanter, 

zum Kreisſchulrat in Meſeritz (Reg.⸗Bez. Schneide- 
mühl) der bisherige Lehrer Erwin Kirch gatter, 

zum Kreisſchulrat in Höxter (Reg.⸗Bez. Minden) 
der bisherige Lehrer Theodor Kruchten aus Herford, 

zum Kreisſchulrat in Grimmen (Reg «Bez. Stettin) 
der bisherige Rektor Adolf S chiffner, 

zum Kreisſchulrat in Oſterburg (Reg.⸗Bez. 
Magdeburg) der bisherige Rektor Max Spitzbarth, 


zum Gewerbeſchuldirektor an den Gewerbeſchulen 
in Stuttgart der Gewerbeſchulrat Friz daſelbſt. 


Potsdam I der bisherige 


Es ſind berufen worden: 


der ordentliche Profeſſor Dr. Bräuer in 
Würzburg in gleicher Eigenſchaft in die Philo⸗ 
ſophiſche Fakultät der Univerſität Leipzig, 

der ordentliche Profeſſor Dr. Theodor Kaluza 
in Kiel in gleicher Eigenſchaft in die Mathematiſch⸗ 
Naturwiſſenſchaftliche Fakultät der Univerſität 
Göttingen, 

der ordentliche Profeſſor Dr. Poetzſch⸗Heffter 
in Kiel in gleicher Eigenſchaft in die Juriſtiſche 
Fakultät der Univerſität Leipzig. 


Es iſt beſtätigt worden: 


die Anſtellung des Studienrats Dr. Friedrich 
Eichhorn an dem ſtädtiſchen Goethe⸗Gymnaſium 
in Frankfurt a. M. zum Studiendirektor einer 
höheren Schule der Stadt Frankfurt a. M., 


die Anſtellung des Studienrats Hans Kirſten 
an dem ſtädtiſchen Realgymnaſium in Eilenburg 
zum Studiendirektor einer höheren Schule der 
Stadt Eilenburg, 


die Berufung des Studiendirektors Dr. Otto 
Schlag von der ſtaatlichen Theodor⸗Storm⸗Schule 
in Weſermünde⸗Lehe zum Studiendirektor einer 
höheren Schule der Stadt Northeim, 


die Berufung des Studiendirektors Dr. Edmund 
Venzlaff an dem ſtädtiſchen Lyzeum in Northeim 
zum Studiendirektor einer höheren Schule der 
Stadt Celle, 


die Berufung der Studienrätin Eliſe Brede 

an dem ſtädtiſchen Oberlyzeum I in Kiel zur 

% einer höheren Schule der Stadt 
iel, 


die Berufung des Studienrats Dr. Karl 
Mönkemehyer an der Auguſte⸗Viktoria⸗Schule 
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in Bielefeld zum Oberſtudienrat einer höheren 
Schule der Stadt Bielefeld. 
* 

Der ordentliche Profeſſor in der Philoſophiſchen 
Fakultät der Univerſität Berlin Dr. Wolfgang 
Köhler iſt auf Antrag von den amtlichen Ver— 
pflichtungen entbunden worden. 
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Dem ordentlichen Profeſſor Dr. Berth. Sagawe 
in der Philoſophiſchen Fakultät der Univerſität 
Kiel iſt vom 1. Okober 1935 ab Berlin als dienſt⸗ 
licher Wohnſitz zugewieſen worden unter gleichzeitiger 
Verlegung ſeines Ordinariats in die Landwirtſchaft⸗ 
lich⸗Tierärztliche Fakultät (Landwirtſchaftliche Ab— 
teilung) der Univerſität Berlin. 


Amtliche Erlaſſe 


Allgemeine Verwaltungsſachen 


466. Winterhilfswerk 1935/36. 


Vollzug des Sammlungsgeſetzes vom 5. November 
1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1086). 


IE 


1. Die Sammlungen und ſammlungsähnlichen 
Veranſtaltungen, die der Reichsbeauftragte für das 
Winterhilfswerk oder die von ihm beſtimmten 
Stellen zugunſten des Winterhilfswerks durch⸗ 
führen, fallen unter $ 15 Ziff. 1 des Sammlungs⸗ 
geſetzes und bedürfen daher zu ihrer Durchführung 
keiner beſonderen Genehmigung. 


2. Mit der Sammlung der für die Durchführung 
des Winterhilfswerks benötigten Lebensmittel kann 
ſchon während der Sammlungspauſe (1. Juli bis 
30. September 1935) begonnen werden. Berechtigt 
zur Veranſtaltung dieſer Sammlungen während 
der Sammlungspauſe und während des Winter- 
hilfswerks (1. Oktober 1935 bis 31. März 1936) 
ſind nur der Reichsbeauftragte für das Winter⸗ 
hilfswerk oder die von ihm beauftragten Stellen. 
Andern Verbänden, Vereinen oder dergl. iſt die 
ſelbſtändige Sammlung von Lebensmitteln nicht 
geſtattet. Dem Reichsbeauftragten für das Winter⸗ 
hilfswerk ſteht es frei, ſie an den Sammlungen zu 
beteiligen. 


II. 


1. Während der Dauer des Winterhilfswerks 
iſt von der Erteilung einer Genehmigung gemäß 
$$ 1, 2 und 3 des Sammlungsgeſetzes grundſätzlich 
abzuſehen. 


2. Veranſtaltungen zu gemeinnützigen oder mild⸗ 
tätigen Zwecken im Sinne des $ 4 des Sammlungs⸗ 
geſetzes und der für dieſe Veranſtaltungen nach 
§ 3 Abſ. 1 des Sammlungsgeſetzes durchzuführende 
Kartenvertrieb können während der Dauer des 
Winterhilfswerks genehmigt werden, wenn der Ver⸗ 
anſtalter eine von dem zuſtändigen Beauftragten 
des Winterhilfswerks mitunterzeichnete ſchriftliche 
Erklärung vorlegt, daß mindeſtens 40 v. H. der 
Roheinnahmen an das Winterhilfswerk abgeführt 
werden. Der Beauftragte des Winterhilfswerks 
iſt ermächtigt, dieſe Abgabe bei künſtleriſchen und 
kulturellen Veranſtaltungen bis auf 20 v. H. der 


Roheinnahme zu ermäßigen. Den Veranſtaltern 
iſt geſtattet, die Veranſtaltung unter Hinweis auf 
das Winterhilfswerk anzukündigen und durchzu- 
führen. 


3. Verbänden, Vereinen, Anſtalten oder Ein⸗ 
richtungen, die einem der anerkannten Spitzen⸗ 
verbände der freien Wohlfahrtspflege angeſchloſſen 
oder unterſtellt ſind, kann die Genehmigung zur 
Durchführung von Veranſtaltungen und zum 
Kartenvertrieb gemäß $$ 4 und 3 des Sammlungs⸗ 
geſetzes während der Dauer des Winterhilfswerks 
erteilt werden, ohne daß ein Teil der Einnahmen 
an das Winterhilfswerk abzuführen iſt, wenn der 
Reinertrag der Veranſtaltungen zur Erhaltung not⸗ 
wendiger Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege 
(Heime uſw.) verwendet wird oder die Inſaſſen 
ſolcher Heime Zuwendungen aus dem Reinertrag 
erhalten. Da dem Winterhilfswerk keine Mittel 
aus dieſen Veranſtaltungen zufließen, iſt dem 
Veranſtalter zu unterſagen, ſie unter Hinweis auf 
das Winterhilfswerk anzukündigen und durch— 
zuführen. 


III. 


Für die Behandlung der Anträge auf Ge— 
nehmigung von Konzerten, die von blinden Künſtlern 
ausgeführt werden oder bei denen blinde Künſtler 
mitwirken, ſowie für die Behandlung der Anträge 
auf Genehmigung zum Kartenvertrieb für dieſe 
Konzerte ergeht beſonderer Erlaß. 


NI 


1. Nach Beendigung des Winterhilfswerks 
dürfen von den nach § 1 II der Durchführungs⸗ 
verordnung zum Sammlungsgeſetz vom 14. De⸗ 
zember 1934 (RGBl. I S. 1250) zuſtändigen Be⸗ 
hörden Genehmigungen erteilt werden, wenn der 
über die von mir genehmigten Sammlungen auf⸗ 
geſtellte Sammlungskalender mitgeteilt iſt, und 
wenn die zu genehmigende Sammlung nicht mit 
einer der in dem Sammlungskalender aufgeführten 
Sammlungen zuſammentrifft. 


2. Anträge, für deren Genehmigung ich nach 
§1 I Ziff. 1—3 der Durchführungsverordnung zum 
Sammlungsgeſetz vom 14. Dezember 1934 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 1250) zuſtändig bin, müſſen bis zum 
10. Dezember 1935 mit Ihrer eingehenden Stellung⸗ 
nahme bei mir vorliegen. 
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Die Beſtimmungen des Abſ. II Ziff. 2, 3 und 4 
des Runderlaſſes vom 14. Dezember 1934 — VW. 
6000 4/1. 12. — (Min Bl. f. d. i. Verw. S. 1531) 
werden aufgehoben. 


WIe 


Im Abſchn. I des Runderlaſſes vom 14. De- 
zember 1934 — VW 6000 4/1. 12. — (Min Bl. f. d. 
i. Verw. S. 1531) iſt als Ziff. 17 hinzuzufügen: 


17. im Saarland der Reichskommiſſar für die 
Rückgliederung des Saarlandes. 


Berlin, den 17. Auguſt 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die Landesregierungen, den Reichskommiſſar 
für die Rückgliederung des Saarlandes. — Nach⸗ 
richtlich an die Reichsminiſter, den Preußiſchen 
Miniſterpräſidenten, die Reichsſtatthalter, den 
Reichsſchatzmeiſter der NSDAP., den Reichs⸗ 
beauftragten für das Winterhilfswerk, die Gau⸗ 
leiter der NSDAP. (für Preußen: an die Ober⸗ 
und Regierungspräſidenten, den Polizeipräſi⸗ 
denten in Berlin, die Ortspolizeibehörden). — 
VW 6000 4/13. 8. 


* . 
* 


Abſchrift zur Kenntnisnahme und Beachtung : 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 3. September 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrag: Graf zu Rantzau. 


An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — Z II a 2760, 


(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1935 S. 379.) 


467. Vergebung von Aufträgen zu gewerb⸗ 
lichen Verkehrsleiſtungen. 


Die berufenen Vertreter des Fuhrgewerbes und 
des Kraftfahrgewerbes haben bei mir lebhafte 
Klagen darüber geführt, daß die Auftragſtellen 
von Reich, Ländern, Gemeinden, Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts uſw. bei der Vergebung 
von Fuhrleiſtungen, auf die das motorische und 
nichtmotoriſche Fuhrgewerbe in erſter Linie an⸗ 
gewieſen ſei, in großem Umfange Außenſeiter be⸗ 
ſchäftigen, d. h. Unternehmer, die es ablehnen, 
mit dem ordentlichen Fuhrgewerbe nach den für 
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dieſes geltenden Geſchäftsbedingungen, Vor⸗ 
ſchriften, Grundſätzen uſw. zuſammenzuarbeiten, 
oder gewerbefremde Perſonen, die ſich aus Fuhr⸗ 
leiſtungen einen Nebenverdienſt zu verſchaffen 
ſuchen. Dieſe Außenſeiter böten ihre Fuhr⸗ 
leiſtungen zu Preiſen an, für die das ordentliche 
Gewerbe bei Berückſichtigung ſeiner feſtſtehenden 
Unkoſten nicht arbeiten könne. Durch die Ver⸗ 
gebung der Fuhrleiſtungen der öffentlichen Hand 
an ſolche, den gerechten Preis unterbietende Unter- 
nehmer würde der Beſtand des ordentlichen 
motoriſchen und nichtmotoriſchen Fuhrgewerbes 
auf das ſchwerſte gefährdet, indem den eigent⸗ 
lichen Berufsangehörigen die Verdienſtmöglich⸗ 
keiten genommen würden. 


Ich kann mich dieſen Vorſtellungen nicht ver⸗ 
ſchließen und muß Wert darauf legen, daß das 
motoriſche und nichtmotoriſche Fuhrgewerbe als 
Erwerbszweig für überwiegend kleine und kleinſte 
ſelbſtändige Unternehmer, deren Erhaltung und 
Förderung im Rahmen des Möglichen eine weſent⸗ 
liche Aufgabe der Staatsführung iſt, nicht zum 
Erliegen kommt. Zu dieſem Zwecke habe ich im 
Zuge des organiſchen Aufbaues des Verkehrs⸗ 
gewerbes auf Grund des Geſetzes zur Vorbereitung 
des organiſchen Aufbaues der deutſchen Wirtſchaft 
vom 27. Februar 1934 u. a. folgende Verbände 
als die alleinigen Vertretungen ihrer Gewerbe— 
zweige anerkannt und mit der Ordnung im Ge⸗ 
werbe beauftragt: 


den Reichsverband des Kraft- 
fahrgewerbes (umfaſſend den gewerb⸗ 
lichen Perſonenkraftwagenverkehr — Kraft⸗ 
droſchken, Mietperſonenwagen —, den ge⸗ 
werblichen Kraftomnibusverkehr, den gewerb⸗ 
lichen Güternahverkehr und den gewerblichen 


Güterfernverkehr), 
den Reichsverband des Fuhr⸗ 
ge werbes (umfaſſend den gewerblichen 


nichtmotoriſchen oder in der Hauptſache nicht⸗ 
motoriſchen Fahrzeugverkehr zu Lande). 


Alle Unternehmer und Unternehmungen der ge⸗ 
nannten Gewerbezweige ſind von mir öffentlich 
aufgefordert worden (Deutſcher Reichsanzeiger 
Nr. 163 vom 16. Juli 1934, Nr. 297 vom 20. De⸗ 
zember 1934), den für ſie in Frage kommenden 
Verbänden beizutreten. Eine reſtloſe Erfaſſung 
aller Unternehmer und Unternehmungen iſt er⸗ 
forderlich, wenn die Ziele einer einheitlichen Ver⸗ 
kehrspolitik und Verkehrswirtſchaft im Intereſſe 
des Volksganzen zur Verwirklichung gelangen 
ſollen. 

Demgegenüber iſt es nicht angängig, daß, 
nachdem im Rahmen des organiſchen Aufbaues 
des Verkehrs auf Grund geſetzlicher Vorſchriften 
Verbände mit Pflichtmitgliedſchaft errichtet worden 
ſind, die behördlichen Auftragſtellen mit ihren 
Aufträgen Unternehmer bedenken, die ihrer Bei⸗ 
trittspflicht zu den Verbänden nicht nachkommen, 
oder daß die Behörden durch Vergebung von Fuhr⸗ 
leiſtungen an gewerbefremde Perſonen den ord⸗ 
nungsmäßigen Mitgliedern der Verbände mittelbar 
Schaden zufügen. Eine Preisverteuerung iſt durch 
die ausſchließliche Beſchäftigung von Mitgliedern 
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der genannten Spitzenverbände nicht zu befürchten. 
Den Verbänden iſt es verboten, ihren Mitgliedern 
Preiſe vorzuſchreiben. Andererſeits kann nicht 
anerkannt werden, daß eine Behörde gegen den 
Grundſatz einer ſparſamen Wirtſchaftsführung ver⸗ 
ſtößt, wenn ſie einem Fuhrunternehmer für ſeine 
Fuhrleiſtungen den gerechten Preis bezahlt. Auch 
eine Erſchwerung in der Durchführung der Fuhr- 
leiftungen kann nicht eintreten, denn die aus⸗ 
ſchließliche Beſchäftigung von Verbandsmitgliedern 
ſoll nur dort Platz greifen, wo ſolche Mitglieder 
ortsanſäſſig ſind, abgeſehen davon, daß — mit 
Ausnahme der ſtaatlichen Verkehrsanſtalten — 
grundſätzlich jeder, der gegen Entgelt Verkehrs⸗ 
leiſtungen übernimmt, den entſprechenden an⸗ 
erkannten Organiſationen angehören muß, ſofern 
es ſich nicht um eine geringfügige Ausnahme⸗ 
leiſtung handelt. 

Ich bitte deshalb, zu veranlaſſen, daß bei Ver— 
gebung von Aufträgen auf Beförderungsleiſtungen 
der genannten Art innerhalb Ihres Geſchäfts⸗ 
bereichs ausſchließlich Mitglieder der anerkannten 
Spitzenverbände oder ihrer Untergliederungen, die 
ſich als ſolche durch ihre Mitgliedskarte auszuweiſen 
haben, berückſichtigt werden, und daß dort, wo 
— beiſpielsweiſe bei Bauten — Arbeiten und 
Lieferungen im ganzen vergeben werden, die 
Unternehmer vertraglich verpflichtet werden, auch 
ihrerſeits bei der Vergebung von Aufträgen, die 
die hier in Frage kommenden Gewerbezweige an- 
gehen, ebenfalls nur Mitglieder der von mir an- 
erkannten Verbände zu berückſichtigen, es ſei denn, 
daß ſolche am Ort nicht vorhanden ſind. 


Sollten von Mitgliedern der von mir an- 
erkannten Verbände des Verkehrsgewerbes un⸗ 
angemeſſene Preiſe gefordert werden, ſo bitte ich, 
ſich mit den Spitzenverbänden oder ihren Unter⸗ 
gliederungen in Verbindung zu ſetzen und in Fällen, 
in denen eine Einigung nicht herbeigeführt werden 
kann, mir als dem für die Preisbildung im Ver⸗ 
kehrsgewerbe verantwortlichen Reichsminiſter Mit⸗ 
teilung zu machen. 


Berlin, den 30. Auguſt 1935. 
Der Reichs- und Preußiſche Verkehrsminiſter. 
(Unterſchrift.) 
An die oberſten Reichsbehörden. — 8 2 p 2460/35. 


* * 
* 


Abſchrift zur Kenntnisnahme und Beachtung. 


Dieſer Erlaß wird nur im NMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 12. September 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Graf zu Rantzau. 
An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — 2 II a 2826 ZI. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 380.) 
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Wiſſenſchaft 


468. Einordnung der Medizinalpraktikanten. 


Betrifft Einordnung der Medizinalpraktikanten, 
die an den Univerſitätsinſtituten der Mediziniſchen 
Fakultät tätig ſind. 


An den Inſtituten der Mediziniſchen Fakultät 
und vor allem an den Univerſitätskliniken können 
Medizinalpraktikanten eingeſtellt werden. Dieſe 
Medizinalpraktikanten rechnen noch nicht zur 
Dozentenſchaft. Der Studentenſchaft gehören ſie 
nicht mehr an. Sie gehören auch nicht zur Arzte⸗ 
ſchaft, weil ſie keine approbierten Arzte ſind. Aus 
all dieſen Gründen ſind ſie dann, wenn ſie durch 
ihr Verhalten das Anſehen der Univerſität ſchädigen, 
nur ſchwer oder gar nicht diſziplinariſch zu faſſen, 
obwohl ſie unter den Dozenten, Aſſiſtenten und 
Studenten tätig ſind. So mußten vor kurzem 
zwei Studenten der Medizin wegen ihres Ver— 
haltens mit der Nichtanrechnung eines Semeſters 
beſtraft werden. Ein Medizinalpraktikant, der ſich 
in gleicher Weiſe zuſammen mit den beiden be- 
ſtraften Studenten ſchuldig gemacht hatte, konnte 
nur als Zeuge vernommen werden. Erwähnt ſei, 
daß Verfehlungen von Medizinalpraktikanten, die 
zu Univerſitätsinſtituten gehören, von der All- 
gemeinheit der Univerſität zugerechnet werden, 
auch wenn die Univerſität keine Möglichkeit hat, 
einzugreifen. 

Bei dieſer Lage bittet die Univerſität darum 
zu erwägen, ob nicht die Medizinalpraktikanten, 
die an Univerſitätsinſtituten ihrer Praktikantenzeit 
genügen, unter das Diſziplinarrecht der Studenten- 
ſchaft geſtellt werden können. 


Göttingen, den 9. Juli 1935. 
Der Rektor der Georg-Auguft-Univerfität. 
(Unterſchrift.) 
An den Herrn Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, 


Berlin (durch den Herrn Kurator der Univerſität 
Göttingen). — 1 438. 


* 

Urſchriftlich dem Herrn Reichs- und Preußiſchen 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung in Berlin vorgelegt. 

Göttingen, den 12. Juli 1935. 

Der kommiſſariſche Kurator der Univerſität. 

(Unterſchrift.) 


* * 
* 


Urſchriftlich mit 2 Anlagen dem Herrn Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung ergebenſt zurückgeſandt. 
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Es beſtehen grundſätzliche Bedenken dagegen, 
die Medizinalpraktikanten, die ja nicht mehr zu 
den Studierenden gehören, dem Diſziplinarrecht 
der Deutſchen Studentenſchaft zu unterſtellen. 
Meines Erachtens beſteht auch kein Bedürfnis für 
eine Eingliederung der Medizinalpraktikanten in 
die Studentenſchaft, da ſchon jetzt genügend Mittel 
vorhanden ſind, die Medizinalpraktikanten zur Zucht 
und Ordnung anzuhalten und ungeeignete Elemente 
aus den Kliniken auszuſcheiden. 

Der Klinikleiter kann und ſoll das dem Medizinal⸗ 
praktikanten nach $ 65 (Muſter 5) der Prüfungs⸗ 
ordnung für Arzte auszuſtellende Zeugnis, falls der 
Praktikant dazu Anlaß gegeben hat, ſo abfaſſen, 
daß ihm die im Zeugnis beſcheinigte Beſchäftigungs⸗ 
zeit auf das Praktiſche Jahr nicht angerechnet wird. 
Hat ſich ein Praktikant beſonders ſchwere Ver⸗ 
fehlungen zuſchulden kommen laſſen, ſo ſoll ihn der 
Klinikleiter friſtlos entlaſſen, die Ausſtellung eines 
Zeugniſſes ablehnen und durch Ihre Hand an 
das für die Erteilung der Approbation zuſtändige 
Miniſterium berichten, damit dieſes in die Lage 
verſetzt wird, dem Medizinalpraktikanten, der ſich 
als ungeeignet für den ärztlichen Beruf erwieſen 
hat, die Approbation zu verſagen. 

Ich nehme Bezug auf $ 2 Abſ. 3 und 8 65 der 
Prüfungsordnung für Arzte in der Faſſung der 
Verordnung vom 5. April 1934, Nr. 21 der Anweiſung 
über das Praktiſche Jahr der Mediziner und meinen 
auch Ihnen mitgeteilten Runderlaß vom 12. Ok⸗ 
tober 1934 — III a IV 2842/34 — über das 
Praktiſche Jahr der Mediziner (Min Bl. f. d. i. Verw. 
1934 S. 1335). 

Die in Vorbereitung befindliche neue Prüfungs⸗ 
ordnung für Arzte wird vorausſichtlich das Praktiſche 
Jahr der Mediziner in ſeiner jetzigen Form be⸗ 
ſeitigen. Die wahrſcheinlich am 1. Januar 1936 in 
Kraft tretende Reichsärzteordnung wird auch die 
Stellung der Mediziner, die ihr Hochſchulſtudium 
abgeſchloſſen haben, aber noch nicht approbiert ſind, 
neu regeln. 


Berlin, den 15. Auguſt 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
Im Auftrag: Dr. Frey. 
IVe 722/35. 


*. * 
* 


Zu der Anfrage des Rektors der Univerſität 
Göttingen vom 9. Juli 1935 — 1 438 — hat auf 
meine Anregung der Herr Reichs⸗ und Preußiſche 
Minifter des Innern am 15. Auguſt 1935 — IVe 
722/35 — Stellung genommen. Anfrage und 
dieſe Stellungnahme bedürfen keiner Erläuterung. 

Ich erſuche, dieſes Schreiben nebſt den Anlagen 
allen Inſtituten, die Medizinalpraktikanten be⸗ 
ſchäftigen, bekanntzugeben. 


Berlin, den 4. September 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: Kuniſch. 


Amtlicher Teil 


An die Herren Univerſitätskuratoren, den Herrn 
Rektor der Univerſität in Berlin, die Hochſchul⸗ 
verwaltungen der Länder (außer Preußen). — 
W Ia 1882/35. 

(RMin AmtsblotſchWiſſ. 1935 S. 381.) 


469. Promotions: und Habilitationsgebühren. 


A. Promotionsgebühren. 


Die Verleihung der Doktorwürde iſt eins der 
vornehmſten Rechte der deutſchen Fakultäten und 
Hochſchulen. 

Mit dieſem Recht ſind aber zugleich hohe Pflichten 
verbunden, die ohne Schaden für die wiſſenſchaftliche 
Ausbildung der Studierenden, damit für die Wiſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt, ſowie für die Weltgeltung deutſcher 
Wiſſenſchaft nicht verletzt werden dürfen. 


Es iſt daher unter allen Umſtänden daran feſt⸗ 
zuhalten, daß nur ſolche Studierenden bezw. 
Studierten zur Doktorpromotion zugelaſſen werden, 
die nachgewieſen haben, daß ſie innerhalb ihres 
Wiſſenſchaftsgebiets ein Problem richtig zu ſtellen, 
zu erfaſſen und mit wiſſenſchaftlichen Methoden 
zu bearbeiten in der Lage ſind. Keinesfalls darf 
der Doktorgrad aus Gewohnheit oder anderen 
Gründen als Zuſatz zu einem beſtandenen Staats⸗ 
(oder ähnlichen) Examen auf Grund einer mehr 
formalen Leiſtung verliehen werden. Durch ein 
derartiges Vorgehen hat der deutſche Doktortitel 
bereits erheblich an Wert eingebüßt. 


Die Vergebung, Beaufſichtigung und Be— 
urteilung der Arbeiten ſowie die Prüfung von 
Doktoranden ſoll für den Dozenten nicht eine von 
ihm als ſtörende Laſt empfundene Mehrarbeit 
bedeuten, die er an außerhalb ſeines eigentlichen 
wiſſenſchaftlichen Schaffens Stehende verſchwenden 
muß; vielmehr ſollen die Doktoranden die wirklichen 
Schüler und eigentlichen wiſſenſchaftlichen Mit⸗ 
arbeiter des Dozenten ſein, mit denen ihn ein 
beſonderes kameradſchaftliches Arbeitsverhältnis 
verbindet. 

Ich mache es den Rektoren zur Pflicht, auf 
alle Dozenten dahin immer wieder nachhaltigſt 
einzuwirken, daß nur unter dieſen Geſichtspunkten 
Doktoranden angenommen und gefördert werden. 


Bei dieſer Sachlage muß es den Dozenten 
ſelbſt erwünſcht ſein, ihr beſonderes Verhältnis zu 
dieſem ihrem Mitarbeiterkreis nicht durch irgend⸗ 
welche materiellen Geſichtspunkte beeinträchtigt zu 
ſehen, um ſo mehr, als den Doktoranden in der 
Regel die Aufbringung der erheblichen Koſten 
für die Anfertigung der Diſſertation und Be⸗ 
ſtreitung des Lebensunterhaltes während dieſer 
Zeit bereits große Opfer auferlegt. 


Demzufolge beſtimme ich: 


Ile 
Im Anschluß an die Erlaſſe vom 13. März 1935 
— WI a 501 KI, W Ia 574 K 1 — (RMinAmtsbl. 
tſch Wiſſ. S. 110) und vom 14. März 1935 — WI a 


Amt cher Teil 


575 und 576 — ſetze ich mit Wirkung vom 1. Oktober 
d. Is. für alle Fakultäten (Abteilungen) ſämtlicher 
Univerſitäten und Hochſchulen die Promotions⸗ 
gebühr auf 200 RM, die Gebühr für das Mediziniſche 
Rigoroſum auf 300 RM einheitlich feſt. 


Die Gebühr für die Wiederholung der 
Promotionsprüfung beträgt 100 RM, für die 
150 des Mediziniſchen Rigoroſums 
150 8 


Mit dieſen Beträgen ſind die Koſten für Be⸗ 
ſchaffung, Ausfertigung und Verſendung der 
Diplome abgegolten. Für möglichſt einfache Aus⸗ 
geſtaltung der Diplome erſuche ich zur Vermeidung 
unnötiger Koſten Sorge zu tragen. Auch wird zu 
prüfen ſein, ob die Zahl der herzuſtellenden Diplome 
nicht vermindert werden kann. 


Die Gebühren fließen in voller Höhe in die 
Staatskaſſe; ſie werden mit Einreichung des Zu⸗ 
laſſungsantrages fällig und ſind bei der Univerſitäts⸗ 
(Hochſchul⸗) Kaffe einzuzahlen. 

Die den Referenten, Korreferenten und Prüfern. 
bisher zugefloſſenen Anteile an der Promotions⸗ 
gebühr kommen endgültig in Fortfall; die Prüfungs⸗ 
tätigkeit gehört zu den allgemeinen Dienſtobliegen⸗ 
heiten der Hochſchullehrer. Ebenſo kommen die 
Vergütungen der Pedelle oder ſonſtigen Beamten 
für die Mitwirkung bei den Promotionen, ſei es, 
daß ſie als Anteile an den Promotionsgebühren, 
ſei es, daß ſie als ſächliche Verwaltungsausgaben 
gezahlt worden ſind, in Fortfall. 

Von der Entrichtung der Promotionsgebühr 
kann nur in beſonderen Ausnahmefällen mit meiner 
Zuſtimmung befreit werden. 


Die den Kriegsteilnehmern auf Grund der 
Beſtimmungen der Gebührenordnung gewährte 
allgemeine Gebührenermäßigung erſtreckt ſich auch 
auf die Promotionsgebühren. 


Die am 1. Oktober 1935 bereits anhängigen 
Promotionsverfahren bleiben von dieſer Neu- 
regelung unberührt. 


I 


Vermerk für die preußiſchen Aniverſitäten einſchließlich 
Techniſche Hochſchule in Breslau. 


Die Promotionsgebühren ſind in voller Höhe 
bei dem Einnahmeabſchnitt „Prüfungsgebühren“ 
zu verrechnen. Die Einziehung beſonderer Ge⸗ 
bühren für die Beſchaffung, Ausfertigung und 
Verſendung der Diplome durch die Pedelle oder 
Univerſitätskaſſen hat zu unterbleiben. 


Bei Ausgabetitel 6 können mit der Neuregelung 
Ausgaben hinſichtlich der Promotion künftig nicht 
mehr nachgewieſen werden. 

Die obengenannten ſächlichen Ausgaben aus 
Anlaß der Promotionen ſind bei Ausgabetitel 36 
zu verrechnen, bei dem unter beſonderem Abſchnitt 
0 der eingehenden Promotionsgebühren in Soll⸗ 
zugang zu ſtellen ſind. Die Ausgaben dürfen 1/,, 
der eingehenden Promotionsgebühren nicht über⸗ 
ſteigen. Die ſächlichen Ausgaben der Promotions⸗ 
ausſchüſſe, die gemäß meinem Runderlaß vom 
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22. Januar 1935 — WIa 118 — zu Laſten der 
Ausgaben der Fakultäten (Ausgabetitel 60) bei 
Ausgabetitel 36 zu verrechnen ſind, bleiben hiervon 
unberührt. 


III. 


Vermerk für die preußiſchen Techniſchen Hochſchulen (ohne 
Breslau) und die Bergakademie Clausthal. 


Die bisher den Promotions⸗ oder Ehrenfonds 
zufließenden oder zur Verfügung des Rektors 
ſtehenden Anteile an den Promotionsgebühren 
kommen in Fortfall. Zum Ausgleich genehmige ich, 
daß 1% der eingehenden Promotionsgebühren 
bei dem Ausgabetitel 55: „Förderung von Unterricht 
und Forſchung uſw.“ unter dem einzurichtenden 
Unterabſchnitt „Ausgaben des Senats und der 
Fakultäten“ in Sollzugang geſtellt und hieraus 
Ausgaben, die bisher aus obigen Fonds beſtritten 
worden ſind, im Rahmen meines Runderlaſſes vom 
22. Januar 1935 — WI a 118 — nach Verfügung 
des Rektors geleiſtet werden. Im übrigen gilt das 
für die preußiſchen Univerſitäten Geſagte mit 
Ausnahme des Schlußſatzes. 

Für die ſächlichen Ausgaben aus 
Anlaß der Promotionen bei der Berg⸗ 
akademie Clausthal iſt der Ausgabe-Titel 36 ein⸗ 
zurichten. 


IV. 
Vermerk für die Landwirtſchaftlich⸗ Tierärztliche Fakultät 


der Aniverſität Berlin, die Landwirtſchaftliche Fakultät der 
Aniverſität Bonn und die Tierärztliche Hochſchule in Hannover. 


Es gilt die für die preußiſchen Univerſitäten 
getroffene Regelung mit der Maßgabe, daß % 
der eingehenden Promotionsgebühren bei dem 
Ausgabetitel 55 unter dem einzurichtenden Unter- 
abſchnitt mit der Bezeichnung: 


a) für Berlin: „Ausgaben der Landwirtſchaftlich⸗ 
Tierärztlichen Fakultät — Landwirtſchaftliche 
Abteilung bezw. Tierärztliche Abteilung —“, 

b) für Bonn: „Ausgaben der Landwirtſchaftlichen 
Fakultät“, 

c) für die Tierärztliche Hochſchule Hannover: 
„Ausgaben des Senats“ 


in Sollzugang geſtellt werden. Die Verfügung 
über dieſe Fonds wird dem Dekan der Landwirt- 
ſchaftlich⸗Tierärztlichen Fakultät der Univerſität 
Berlin, dem Dekan der Landwirtſchaftlichen 
Fakultät der Univerſität Bonn, dem Rektor der 
Tierärztlichen Hochſchule in Hannover übertragen, 
Zahlungen ſind nach Maßgabe meines Runderlaſſes 
vom 22. Januar 1935 — WI a 118 — zu leiſten 
und zu verrechnen. 

Weitere % der eingehenden Promotions» 
gebühren ſind bei Titel 51 unter einem beſonderen 
Abſchnitt „Zur Verfügung des Miniſters“ in Soll⸗ 
zugang zu ſtellen. Die Höhe der in Sollzugang 
geſtellten Beträge iſt mir zum 1. Januar 1936 
und 1. April 1936 anzuzeigen. 

1/0 der eingehenden Promotionsgebühren iſt 
bei Titel 36 in Sollzugang zu ſtellen und kann für 
ſächliche Ausgaben aus Anlaß der Promotionen 
in Anſpruch genommen werden. 
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Zuſatz zu II bis IV: 


Dieſe Regelung hinſichtlich der Titel 36 und 55 
ſowie 51 gilt nur für das Rechnungsjahr 1935; 
für 1936 ergeht ſpäter beſonderer Erlaß. 

Wird in beſonderen Fällen, insbeſondere von 
Ausländern, die Ausfertigung des Diploms in 
beſonders aufwendiger Form gewünſcht, ſo ſind die 
tatſächlichen Koſten für das Diplom neben der 
Promotionsgebühr einzuziehen und bei den Ver⸗ 
wahrgeldern in Einnahme und Ausgabe nach⸗ 
zuweiſen. 


Wa 
Vermerk für die Herren Hochſchulreferenten. 


Bei den preußiſchen Univerſitäten ſind die 
Anteile aus den Promotionsgebühren für die 
Rektoren, die Dekane, die Senats⸗ und Fakultäts⸗ 
taſſen, die Bibliotheken und ſonſtigen Fonds bereits 
in Wegfall gekommen. Für die Rektoren und 
Dekane ſind feſte Amtsvergütungen in ungefährer 
Höhe der ihnen früher zugefloſſenen Gebühren⸗ 
anteile (einſchließlich der Aufnahmegebühren) in 
den preußiſchen Staatshaushalt bei Kap. 133 A, 
134, 135 und 136 Tit. 15 eingeftellt. Die Senats⸗ 
und Fakultätskaſſen ſind aufgehoben und dafür 
feſte Ausgabenanſätze in den Staatshaushalt ein⸗ 
geſtellt (zu vergleichen den Runderlaß vom 
22. Januar 1935 — WI a 118 —). Die Anteile 
für die Bibliotheken und ſonſtigen Fonds ſind 
durch entſprechende Erhöhung der Ausgabenanſätze 
ausgeglichen worden. 

Zur Herbeiführung der Reichseinheitlichkeit er— 
ſuche ich, eine entſprechende Regelung im Benehmen 
mit dem Finanzminiſterium auch dort in die Wege 
zu leiten. Die Art der Regelung iſt mir bis 1. März 
1936 anzuzeigen und dabei insbeſondere zu ver⸗ 
merken, ob, gegebenenfalls in welcher Höhe Amts⸗ 
vergütungen an die Rektoren und die Dekane 
gezahlt werden und bisher gezahlt wurden, ſowie 
ob und in welcher Weiſe (Zahlenangaben) dieſe 
von den eingehenden Gebühren und von welchen 
abhängig ſind. 


B. Habilitationsgebühren. 


Zur Behebung von Zweifeln bemerke ich, daß 
durch die Neuregelung des Habilitationsverfahrens 
auf Grund der Ordnung vom 13. Dezember 1934 
— R 1730 — (RMin Amtsblotſch Wiſſ. 1935 S. 12) 
die bisherigen Habilitationsgebühren in Fortfall 
gekommen find, 

Die Erwerbung des Dr. habil. ſowie die Er⸗ 
teilung der Dozentur auf Grund der Reichs⸗ 
habilitätsordnung iſt gebührenfrei. 


Berlin, den 11. September 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Bacher, 
An die nachgeordneten Dienſtſtellen der preußiſchen 


Hochſchulverwaltung und die Hochſchulverwal⸗ 
tungen der Länder. — WI a 1903 K, 2 II, M. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 382.) 


Amtlicher Teil 


470. Beſtätigung von Wahlen der Geſellſchaft 
der Wiſſenſchaften in Göttingen. 

Das Preußiſche Staatsminiſterium hat folgende 
Wahlen der Geſellſchaft der Wiſſenſchaften in 
Göttingen beſtätigt: 

Othenio Abel, Göttingen, 

Georg Gruber, Göttingen, 

Georg Joos, Göttingen, 
zu ordentlichen Mitgliedern in der Mathematiſch⸗ 
Phyſikaliſchen Klaſſe, 

Johannes Hempel, Göttingen, 

Adolf Haſenelever, Göttingen, 
zu ordentlichen Mitgliedern der Philologiſch⸗ 
Hiſtoriſchen Klaſſe und 

Andreas Heusler, Baſel, 

Otto Francke, Berlin, 
zu auswärtigen Mitgliedern. 


Berlin, den 27. Auguſt 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Kuniſch. 
Bekanntmachung. — WII a 931 WI p. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 384.) 


Erziehung 


471. Bilder des Führers in den Schulen. 


Ich werde darauf aufmerkſam gemacht, daß es 
ſich empfiehlt, bei Neuanſchaffung von Bildern des 
Führers für die unteren Klaſſen der Schulen ſolche 
Bilder zu verwenden, die den Führer zuſammen 
mit Kindern zeigen. 

Dieſer Erlaß wird nur 
Otſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 2. September 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrag: Bojunga. 


im RMinAmtsbl. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder. Für 
Preußen: An die Herren Oberpräſidenten (Ab: 
teilung für höheres Schulweſen), die Herren 
Regierungspräſidenten und den Herrn Staats⸗ 
kommiſſar der Hauptſtadt Berlin (Schulabteilung).— 
Ia 1891 E III, M. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 384.) 


472. Werbeausſtellung für die Olympiſchen 
Spiele in Berlin. 


Der Herr Reichsminiſter für Volksaufklärung 
und Propaganda veranſtaltet gemeinſam mit dem 
Herrn Reichsſportführer eine Werbeausſtellung für 
die Olympiſchen Spiele in Berlin im Jahre 1936, 
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die als Wanderausſtellung durch die größeren 
Städte des Reichs läuft. 

Daneben tft ein Olympia⸗Ausſtellungs⸗Zug ge 
bildet worden, der vom 3. September 1935 ab die 
kleineren Städte aufſuchen ſoll, um möglichſt weite 
Kreiſe für die olympiſche Idee zu gewinnen. 

Der Beſuch der Ausſtellung — jedoch nur 
außerhalb der Schulzeit — wird den Schulen 
empfohlen. Der Eintrittspreis beträgt für das erſte 
Kind jeder Familie 20 Rpf. Jedes weitere Kind 
einer Familie kann die Ausſtellung unentgeltlich 
beſuchen. 

Im übrigen gelten die Beſtimmungen meines 
Runderlaſſes vom 17. Mai 1935 — E IIIb 400 
uſw. — (RMinAmtsbldtſchWiſſ. S. 230). 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 3. September 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder. Für 
Preußen: An die Herren Oberpräſidenten (Ab⸗ 
teilung für höheres Schulweſen), die Herren 
Regierungspräſidenten und den Herrn Staats⸗ 
kommiſſar der Hauptſtadt Berlin (Schulabteilung) 
in Berlin. — E IIIb 2401 E II, K I. 


(RMin Amtsbltſch Wiſſ. 1935 S. 384.) 


473. Gleitender Sechstageplan. 


Um eine beſſere Durchführung des Staats⸗ 
jugendtages und eine geregelte Unterrichtsführung 
zu gewährleiſten, ordne ich an, daß nach den Herbſt⸗ 
ferien in den Volksſchulen (Grund⸗ und Haupt⸗ 
ſchulen), in den mittleren und höheren Schulen 
am Staatsjugendtage kein lehrplanmäßiger Unter⸗ 
richt mehr erteilt werden darf. Der Staats- 
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jugendtag ſoll in Zukunft ausſchließlich der national⸗ 
politiſchen Erziehung dienen. 

Eine Übertragung der dadurch ausfallenden 
Unterrichtsſtunden auf die übrigen fünf Wochen⸗ 
tage iſt für die mittleren und höheren Schulen 
auf die Dauer nicht tragbar, vielmehr muß der 
bisherige Wochenſtundenplan auf ſechs Tage ver⸗ 
teilt bleiben. Daher muß ein weiterer, ſechſter 
Unterrichtstag als Erſatz für den Staatsjugendtag 
angefügt werden. Das hat zur Folge, daß die 
ſechstägige Schulwoche fortan ſtändig um je einen 
Tag weitergleitet. 

Dieſer „gleitende Sechstageplan“ 
wird ſowohl den Unterricht zu ſeinem Recht kommen 
laſſen wie auch einer Überlaſtung der Schüler 
vorbeugen. Er iſt mit Beginn des Unterrichts nach 
den Herbſtferien an allen mittleren und höheren 
Schulen durchzuführen. 

Um die Überſicht zu erleichtern, ſind die Stunden⸗ 
pläne nach beiliegendem Muſter einzurichten. 

Bis zum 1. Januar 1936 erſuche ich mir zu 
berichten, wie ſich dieſe Einrichtung bewährt hat. 

Über die Geſtaltung des Staatsjugendtages 
ergeht beſonderer Erlaß. 

Für die Volksſchulen (Grund⸗ und Haupt⸗ 
ſchulen) behalte ich mir die weitere Regelung vor. 


Berlin, den 13. September 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Ru ſt. 
An die Herren Oberpräſidenten, die Herren 
Regierungspräſidenten, den Herrn Staats⸗ 


kommiſſar der Hauptſtadt Berlin, den Herrn 
Reichskommiſſar für die Rückgliederung des 
Saarlandes in Saarbrücken, die Unterrichts- 
1 a der Länder. E III a 2016 
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* 
Muſter des „gleitenden Sechstageplans“. 
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474. Wegweiſer durch das höhere Schulweſen 
des Deutſchen Reichs. 


An Stelle des bisher beim Statiſtiſchen Reichsamt 
in Berlin bearbeiteten und von dieſem heraus— 
gegebenen „Jahrbuchs für das höhere Schulweſen“ 
wird in Zukunft durch die Staatliche Auskunftſtelle 
für Schulweſen in Berlin⸗Schöneberg, Grunewald— 
ſtraße 6/7, alljahrlich ein „Wegweiſer durch das 
höhere Schulweſen des Deutſchen Reichs“ aufgeſtellt 
und herausgegeben werden. Ich erſuche, die Arbeiten 
der Auskunftftele zu unterſtützen und deren Anfragen 
ſtets mit tunlichſter Beſchleunt ung zu beantworten. 
Die Erhebungsbogen für 1935 werden den Unter- 
richtsverwaltungen der Länder in Kürze zugehen. 


Berlin, den 3. September 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrag: Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (ohne 
Preußen). — E III b 2297 HI b. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 386.) 


475. Seedienſt Oſtpreußen. 


Der für den Seedienſt Oſtpreußen, und zwar 
vor allem für die Beförderung von großen Maſſen 
von Jugendlichen des Reichs, neu erbaute große 
Turbinenſchnelldampfer „Tannenberg“ wird in der 
zweiten Auguſtwoche vorausſichtlich ſeine Probe⸗ 
fahrten aufnehmen und im Anſchluß an dieſe zur 
Beſichtigung in Swinemünde, Pillau, Königsberg, 
Zoppot, Warnemünde, Roſtock, Kiel, Travemünde, 
Lübeck freigegeben werden. Da dieſes Schiff für 
die deutſche Jugend eine beſondere Bedeutung hat, 
bitte ich, den örtlich zuſtändigen Schulbehörden die 


Veranſtaltung geſchloſſener Führungen durch das 
Schiff nahezulegen. Näheres wäre örtlich mit 
der zuſtändigen Hafenvertretung des Seedienſtes 
Oſtpreußen (vergl. S. 5 des Auskunftshefts) zu 
vereinbaren, bei denen auch die Zeitpunkte, zu 
denen das Schiff zur Beſichtigung eintreffen wird, 
zu erfahren ſein werden. Die Beſichtigung erfolgt 
gegen ein ganz geringes Entgelt (für Erwachſene 
20 Rpf, für Jugendliche 5 Rpf), deſſen Ertrag 
hauptſächlich zur Deckung der örtlichen Propaganda⸗ 
toſten verwendet werden ſoll. 

Die beträchtlichen Aufwendungen, die der Bau 
und laufend auch der Betrieb dieſes größten und 
ſchnellſten Fahrgaſtſchiffes der Oſtſee erfordern 
werden, laſſen es gerechtfertigt erſcheinen, daß die 
deutſche Jugend in bedeutend ſtärkerem Maße als 
im letzten Jahre den Seedienſt Oſtpreußen zu 
Fahrten in den deutſchen Oſten benutzt. Der 
Dampfer wird in dieſem Jahre noch vom 6. Sep⸗ 
tember bis Ende Oktober im Betriebe bleiben und 
im nächſten Jahre die Hauptlaſt des Verkehrs im 
Seedienſt Oſtpreußen zu tragen haben. Ich wäre 
dankbar, wenn bei der Aufſtellung der Fahrtenpläne 
der deutſchen Jugend ſowie bei der Planung von 
Dozenten⸗, Lehrer⸗ und Landjahrlagern uſw. von 
vornherein der geſteigerten Leiſtungsfähigkeit des 
Seedienſtes Oſtpreußen Rechnung getragen würde. 


Berlin, den 5. Auguſt 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Verkehrsminiſter. 
Im Auftrag: Waldeck. 


An den Herrn Reichsminiſter für Erziehung und 
Unterricht. — Nachrichtlich dem Herrn Ober- 
präſidenten (Waſſerbaudirektion) in Stettin, der 
Hapag Seebäderdienſt G. m. b. H., Hamburg 4, 
mit der Bitte um Verſtändigung der zuſtändigen 
Hafenvertretungen. — 8.0. 1300/35. 
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Abſchrift überſende ich mit dem Erſuchen um 
Kenntnisnahme und weitere Veranlaſſung. 


Berlin, den 5. September 1935. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen) in Königsberg, Stettin und 
Kiel, die Herren Negierungspräfidenten in 
Königsberg, Stettin und Schleswig, das Mecklen⸗ 
burgiſche Staatsminiſterium (Abteilung Unter⸗ 
richt) in Schwerin, den Senat (Abteilung V: 
Kultus) in Lübeck. — E II a 1880 E III, E W. 
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(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1935 S. 386.) 


476. Tag des deutſchen Volkstums. 


Am 22. September veranſtaltet der VDA. 
ſeinen diesjährigen „Tag des deutſchen Volkstums“, 
der dem Gefühl der Volksverbundenheit mit allen 
Deutſchen der Welt Ausdruck geben ſoll. Unter 
Hinweis auf meine Erlaſſe U IT C 383 uſw. Ziff. 3 
vom 8. Mai 1933 (Zentrbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. 
©. 139) und R U II 0 350 vom 6. September 1934 
erſuche ich, die Ihnen unterſtehenden Schulen 
anzuweiſen, daß fie ſich nach Kräften an den Vor- 
bereitungen und den Feiern beteiligen und an 
dieſem Tage feſtlich flaggen. Falls in einzelnen 
Orten keine allgemeinen Feiern veranſtaltet 
werden, bin ich einverſtanden, daß in der Woche 
vom 16. bis 22. September in einer Schulfeier 
der Volksgenoſſen im Grenz- und Ausland ge⸗ 
dacht wird. 


Berlin, den 15. September 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Kuniſch. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten, den Herrn Staatskommiſſar der 
Hauptſtadt Berlin, die Unterrichtsverwaltungen 
der Länder und den Herrn Reichskommiſſar für 
die Rückgliederung des Saarlandes. — III b 
847 HII a. 

(RMinAmtsblDtſchWiſſ. 1935 S. 387.) 


477. Erziehungsbeihilfen für die Schüler 

und Schülerinnen der meiner Abteilung für 

bäuerliches Ausbildungsweſen unterſtehenden 
Schulen. 


Zur Gewährung von Erziehungsbeihilfen ſtehen 
für das Rechnungsjahr 1935 zunächſt 3640 RM 
zur Verfügung. 

Der Anteil an dieſem Betrage iſt nach dem 
gemäß Erlaß vom 26. Auguſt 1935 — E V 3314 — 
mitgeteilten Hundertſatz zu errechnen. 

Die Erziehungsbeihilfen find von der General- 
ſtaatskaſſe als außerplanmäßige Einnahmen hinter 
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Kap. 34 Tit. 41 der Rechnung von der Verwaltung 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung für 
1935 verbucht worden. Sie ſind als außerplanmäßige 
Ausgaben hinter Kap. 199 Tit. 77 der vorgenannten 
Rechnung für 1935 nachzuweiſen. 

Über die Höhe der geleiſteten Ausgaben iſt, 
wie bisher, gemäß Erlaß des Herrn Preußiſchen 
Landwirtſchaftsminiſters vom 16. Juni 1929 — I 
21788 — bis zum 1. Februar j. Is. Bericht zu 
erſtatten. 

Im übrigen nehme ich noch auf meinen Erlaß 
vom 19. November 1934 — f V 305 — Bezug. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Otſch Wiſſ. veröffentlicht. 

Berlin, den 5. September 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Döring. 
An ſämtliche Herren Oberpräſidenten und den 
Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. — 


E V 2826 II, 
(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1935 S. 387.) 


478. Beſchulung blinder und taubſtummer 


Kinder. 

Aus gegebener Veranlaſſung weiſe ich darauf 
hin, daß mein Runderlaß vom 26. Juli 1935 
— FE VI 1445/35 — (RMinAmtsbltſch Wiſſ. 
S. 354) die Beſtimmungen meiner Erlaſſe vom 
22. Auguſt 1934 — U II M1535 — und vom 
16. März 1935 — E VI 312/35 —, durch die 
hinſichtlich der Schulaufſichtsbehörde im Sinne des 
$ 4 des Geſetzes, betreffend die Beſchulung blinder 
und taubſtummer Kinder, vom 7. Auguſt 1911 und 
der im Zuſammenhang ſtehenden Zuſtändigkeits⸗ 
fragen die erforderliche Klarheit geſchaffen worden 
iſt, ſelbſtverſtändlich unberührt läßt. 

Berlin, den 2. September 1935. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Metzner. 


An die Herren Regierungspräſidenten (außer Arns⸗ 
berg) und den Herrn Staatskommiſſar der Haupt⸗ 
ſtadt Berlin. — E VI 1664/35. 

(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 387.) 


Sonſtiges 


479. Berichtigungen. 

In dem Abkommen zur Sicherung der Reform des 
wiſſenſchaftlichen Zeitſchriftenweſens (RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. 1935 S. 77) muß es in Ziff. 2 ſtatt 
„65 Pflichtexemplare“ „56 Pflichtexemplare“ heißen. 


* 


In dem Erlaß vom 8. Auguſt 1935 — Vb 595 
E III — (R Min AmtsblDtſch Wiſſ. S. 369 Zeile 7 
von unten) über ſtaatspolitiſche Filmveranſtaltungen 
in den Schulen muß es heißen ſtatt „Der Sieg des 
Glaubens“ „Der Triumph des Willens“. 
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Anterrichtsverwaltungen der anderen Länder 


Bayern 


Beſuch von Schullandheimen durch 
nichtariſche Schüler. 


Nichtariſche Schüler und Schülerinnen ſind in 
Schullandheime und dergl. nicht mehr mitzunehmen. 
Sie haben während der Abweſenheit ihrer Klaſſe 
nach Weiſung des Schulleiters am Unterricht einer 
anderen Klaſſe teilzunehmen. 

Als nichtariſch gilt, wer von nichtariſchen, ins⸗ 
beſondere jüdiſchen Eltern oder Großeltern ab⸗ 
ſtammt. Nichtariſche Abſtammung iſt ſchon dann 
gegeben, wenn auch nur ein Eltern- oder Groß⸗ 
elternteil nichtariſch iſt. 


München, den 31. Juli 1935. 


480. 


Bayeriſches Staatsminiſterium 
für Unterricht und Kultus. 


In Vertretung: Dr. Boepple. 


Bekanntmachung. — VIII 36235. 
(RMinAmtsbl OtſchWiſſ. 1935 S. 388.) 


481. Deutſche Gemeindeordnung und 


bayeriſches Schulrecht. 


Die Amtszeit der derzeitigen Beiräte für das 
Schulweſen erliſcht nach § 21 Abſ. 1 der Erſten 
Verordnung zur Durchführung der Deutſchen Ge— 
meindeordnung vom 22. März 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 393) ſpäteſtens am 1. Oktober 1935. Bis zu 
dieſem Zeitpunkte muß die Berufung der etwaigen 
neuen Beiräte durchgeführt ſein. Die Haupt⸗ 
ſatzung beſtimmt, für welche Verwaltungszweige 
Beiräte zur Beratung des Bürgermeiſters zu be⸗ 
ſtellen ſind (Ziff. 1 „Zu § 58“ der Erſten An⸗ 
weiſung zur Ausführung der Deutſchen Gemeinde- 
ordnung vom 22. März 1935 (GVBl. S. 127). 


Für das Schulweſen ergehen im Einverſtändniſſe 
mit dem Staatsminiſterium des Innern folgende 
Weiſungen: 


1. Die Beſtellung von Beiräten ($ 58 DG.) 
für öffentliche Volksſchulen, gemeindliche Fach⸗ 
ſchulen und gemeindliche höhere Unterrichtsanſtalten 
iſt nicht geſetzlich vorgeſchrieben; ſie iſt entſprechend 
den örtlichen Bedürfniſſen durch die Hauptſatzung 
zu regeln. Die Beiräte können entweder für ein⸗ 
zelne Schulgattungen oder für alle Schulgattungen 
gemeinſam berufen werden. Beiräte für Volks⸗ 
ſchulen werden nur in großen Gemeinden zu be⸗ 
ſtellen ſein. 

Wo ein Bedürfnis für die Beſtellung von Bei⸗ 
räten für das Schulweſen beſteht, ſollen dazu 
Schulleiter, Lehrer, Schülereltern und ſonſtige im 


Unterrichts⸗ und Erziehungsweſen erfahrene Bürger 
ſowie ein Vertrauensmann der Hitler⸗Jugend (ein- 
ſchließlich des Jungvolks, des Bundes Deutſcher 
Mädel und der Jungmädel) berufen werden. 


2. Im Hinblick auf die Beſtimmung in Ziff. 4 
„Zu § 58“ der Erſten Anweiſung zur Ausführung der 
Deutſchen Gemeindeordnung wird in Abänderung 
der Ziff.! der Miniſterialentſcheidung vom 29. März 
1935 — 116800 — (Reg Anz. Nr. 91/76, KM Bl. 
S. 65) angeordnet, daß die Mitglieder der Schul⸗ 
vorſtandſchaften der öffentlichen Berufsſchulen 
künftig nicht als Beiräte nach § 58 der Deutſchen 
Gemeindeordnung anzuſehen ſind; auf Grund der 
Sondervorſchriften in 89 der Verordnung über 
die Berufsſchulen vom 22. Dezember 1913 be⸗ 
ſtehen vielmehr die Schulvorſtandſchaften und die 
ihnen untergeordneten „beſonderen Organe“ gleich 
den Schulpflegſchaften der Volksſchulen (ſiehe 
Ziff. 4 der Miniſterialentſcheidung vom 29. März 
1935) als beſondere Organe weiter. Über ſie iſt 
daher in der Hauptſaßung keine Regelung zu 
treffen. 

3. In den Schulvorſtandſchaften und in den 
„beſonderen Organen“ der Berufsſchulen ſowie in 
den Schulpflegſchaften und Stadtſchulpflegſchaften 
der Volksſchulen tritt an die Stelle der Beſchluß⸗ 
faſſung die beratende Mitwirkung der Mitglieder. 
Zu den Beratungen iſt auch ein Vertrauensmann 
der Hitler-Jugend leinſchließlich des Jungvolks, 
des Bundes Deutſcher Mädel und der Jungmädel) 
beizuziehen. 


München, den 7. Auguſt 1935. 


Bayeriſches Staatsminiſterium 
für Unterricht und Kultus. 


In Vertretung: Dr. Boepple. 


Bekanntmachung. — IV 38768. 
(Rain Amtsbl DtſchWiſſ. 1935 S. 388.) 


Sachſen 


482. Dienſt von Angehörigen der Hitler⸗Jugend 
in Schüler⸗ und Schülerinnenheimen. 


Der Dienſt derjenigen Angehörigen der Hitler⸗ 
Jugend (J., DJ., BDM., IM.), die in den mit 
Schulen aller Schulgattungen verbundenen Schüler⸗ 
und Schülerinnenheimen untergebracht ſind, muß 
mit der Tageseinteilung und der Hausordnung des 
Heimes in Einklang ſtehen. Ich habe deshalb 
darüber mit der Gebietsführung 16 (Sachſen) der 
Hitler⸗Jugend und der Obergauführung des BDM. 
folgende Vereinbarung getroffen, die allen Schul- 
leitungen zur Nachachtung bekanntgegeben wird: 


Amtlicher Teil 


1. Die in den Schüler⸗ und Schülerinnenheimen 
wohnenden Schüler und Schülerinnen ſollen grund⸗ 
ſätzlich Mitglieder der örtlichen Gruppen der HJ. 
(H J., DJ., BDM., IM.) fein. 


2. Um den Dienſt der HJ. (J., DI, BDM., 
IM.) reibungslos durchführen zu können, anderer- 
ſeits aber die Einteilung der Tages⸗ und Wochen⸗ 
pläne in den Schüler⸗ und Schülerinnenheimen 
nicht zu beeinträchtigen, werden die Heimſchüler 
und ſſchülerinnen in ſelbſtändigen Scharen und 
Jungzügen in der Stärke von je 30 Schülern oder 
Schülerinnen zuſammengefaßt. Für je zwei Scharen 
(Jungzüge) erfolgt die Eingliederung in eine Ge⸗ 
folgſchaft (bezw. Fähnlein oder Gruppe). 


3. Jeder Dienſtplan iſt vom Scharführer oder 
der Scharführerin bezw. dem Jungzugführer, die 
nach Möglichkeit ſelbſt Heimſchüler oder Heim⸗ 
ſchülerin ſein ſollen, rechtzeitig mit dem Schulleiter 
zu vereinbaren. 


4. An größeren Dienſten (Dienſt der Einheit von 
der Gefolgſchaft, vom Fähnlein und der Gruppe an 
aufwärts) haben die einzelnen Scharen und Jung⸗ 
züge der Schüler⸗ und Schülerinnenheime im 
Verband der nächſthöheren Einheit (Unterbann) 
teilzunehmen. Die Heimſchülerinnen, die dem 

DM. und IM. angehören, nehmen auch am 
Heim⸗ und Sportabend oder nachmittag der nächft- 
höheren Einheit teil. 

5. Die Scharführer und Scharführerinnen ſowie 
der Jungzugführer werden von dem Gefolgſchafts⸗ 
führer, dem Fähnleinführer bezw. der Gruppen⸗ 
führerin, denen die betreffenden Scharen oder 
Jungzüge zugeteilt ſind, im Einvernehmen mit dem 
Schulleiter eingeſetzt. 

6. Für Schüler und Schülerinnen, die nicht 
im Schülerheim wohnen, gilt dieſe Regelung nicht. 

7. Bei der Rudolf-Schröter⸗Schule in Klotzſche 
bewendet es bei der getroffenen Sonderregelung. 


Dresden, den 4. Juli 1935. 
Der kommiſſariſche Leiter des Miniſteriums für 

Volksbildung. 

(Unterſchrift.) 


Allg. 34, 40. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1935 S. 388.) 
483. Turn⸗ und Spielgeräte. 


Bei vielen Schulen ſind Turn- und Spielgeräte 
noch immer nicht in ausreichender Zahl vorhanden 
oder nicht ſo beſchaffen, daß die körperliche Er⸗ 
tüchtigung aller Jahresklaſſen jo nachhaltig gepflegt 
werden kann, wie es der nationalſozialiſtiſche Staat 
verlangt. Dieſem Mangel haben die Schulträger 
abzuhelfen. Die ihnen haushaltplanmäßig für die 
Anſchaffung von Lehrmitteln und Einrichtungs⸗ 
gegenſtänden zur Verfügung ſtehenden Mittel ſind 
in angemeſſenem Verhältnis dazu heranzuziehen, 
wobei die große Bedeutung, die den Leibes⸗ 
übungen für die heranwachſende Jugend zukommt, 
zu berückſichtigen iſt. 
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Die Schulaufſichtsbeamten haben auf die Be⸗ 
folgung dieſer Verordnung ihr beſonderes Augen⸗ 
merk zu richten und nach Befinden für Abhilfe zu 
ſorgen. 

Hinſichtlich der Herrichtung an Turngeräten 
durch Turngerätefabriken und ſolche Handwerker, 
die über die nötigen Kenntniſſe und Erfahrungen 
im Bau der Turngeräte verfügen, verweiſe ich 
auf meine Verordnung vom 5. Mai 1934 (VOBl. 
S. 53). 


Dresden, den 31. Juli 1935. 


Der kommiſſariſche Leiter 
des Miniſteriums für Volksbildung. 


(Unterſchrift.) 


Allg. 49, 44. 
(RMinAmtsbl DtſchWiſſ. 1935 S. 389.) 


Baden 


484. Bekanntmachung über die Neuregelung 
des gewerblichen Anterrichtsweſens. 


Auf Grund des Geſetzes über die vorläufige 
Neuregelung des gewerblichen Unterrichtsweſens 
vom 10. Dezember 1934 (GVBl. S. 119) wird im 
Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter des Innern 
und mit Zuſtimmung des Herrn Finanz⸗ und 
Wirtſchaftsminiſters folgendes beſtimmt: 
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Sämtliche am 2. September 1935 vorhandenen 
gewerblichen Fortbildungsſchulen werden zu dieſem 
Zeitpunkte in Gewerbeſchulen im Sinne und nach 
Maßgabe der Verordnung „Die Einrichtung von 


Fachſchulen“ vom 18. April 1925 (GVBl. S. 87) 
umgewandelt. 
L 
Es werden die in der Anlage näher bezeichneten 
Gewerbeſchulverbände gebildet. Sie werden nach 
der Gemeinde benannt, in der ſich die Verbands⸗ 
gewerbeſchule befindet (Schulgemeinde). 


INE 


Alle am Ort einer Gewerbeſchule oder in einer 
Verbandsgemeinde eines Gewerbeſchulverbandes 
beſchäftigten fortbildungsſchulpflichtigen ge⸗ 
werblich tätigen Arbeiter (Geſellen, Gehilfen, Lehr⸗ 
linge) ſind verpflichtet, die ſich aus der Anlage zu 
Ziff. II ergebende Gewerbeſchule zu beſuchen. 

Für die Fortbildungsſchulpflichtigen des Kamin⸗ 
fegergewerbes ruht die Verpflichtung zum Beſuch 
der nach dem Beſchäftigungsort beſtimmten Ge⸗ 
werbeſchule, ſoweit ſie die Kaminfegerberufsſchule 
in Karlsruhe während zweier Monate im Jahr 
ganztätig beſuchen. 

D 

Die Schulpflicht umfaßt den erfolgreichen Beſuch 
der drei Jahresklaſſen, dauert jedoch nicht über das 
vollendete 18. Lebensjahr hinaus. 
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Die Betriebsführer find bei Strafvermeiden 
verpflichtet, alle in ihren Betrieben gewerblich 
beſchäftigten jungen Leute im fortbildungsſchul⸗ 
pflichtigen Alter jeweils bei dem Leiter der aus 
der Anlage zu II ergebenden Schule rechtzeitig an- 
und abzumelden, ihnen die für den Beſuch der 
Schule notwendige freie Zeit zu gewähren, ſie 
zum gewiſſenhaften und regelmäßigen Beſuch der 
Schule anzuhalten ſowie dafür zu ſorgen, daß die 
Schüler im Beſitze der erforderlichen Lernmittel 
ſind (§ 36 der Verordnung „Die Einrichtung von 
Fachſchulen“ vom 18. April 1925 — GVBl. 
S. 87 — und $ 3 des Geſetzes über den gewerb⸗ 
lichen und kaufmänniſchen Unterricht vom 13. Auguſt 


Anlage. 


1904 in Verbindung mit § 1 Abſ. 2 des Geſetzes 
über die vorläufige Neuregelung des gewerblichen 
Unterrichtsweſens vom 10. Dezember 1934). 


Nik 


Vorſtehende Anordnung tritt mit Wirkung vom 
2. September 1935 in Kraft. 


Karlsruhe, den 29. Auguſt 1935. 


Der Miniſter des Kultus und Unterrichts. 
. Wia cee 


D 14734. 
(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1935 S. 389.) 


* 


Gewerbeſchulperbände nach Amtsbezirken der Gewerbeſchulorte. 


Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 
a = innerhalb des Amtsbezirks, 
b = außerhalb des Amtsbezirks. 


Amtsbezirk Adelsheim. 
Adelsheim: 
a. Adelsheim, Bofsheim, Hemsbach, Korb, Leibenſtadt, 
Oſterburken, Schlierſtadt, Seckach, Sennfeld, Unterkeſſach, 
Zimmern. 


Eubigheim: 

a. Berolzheim, Buch am Ahorn, Eubigheim, Hirſchlanden, 
Hohenſtadt, Roſenberg, Schwarzenbrunn, Sindolsheim. 

b. Altheim (Amt Buchen), Erfeld (Amt Buchen), Gericht⸗ 
ſtetten (Amt Buchen). 


Oberwittſtadt: 

a. Ballenberg, Bronnacker, Erlenbach, Hüngheim, Merchingen, 
Neunſtetten, Oberndorf, Oberwittſtadt, Schillingſtadt, 
Unterwittſtadt. 

Amtsbezirk Bretten. 
Bretten: 


a. Bauerbach, Bretten, Büchig, Diedelsheim, Dürrenbüchig, 
Flehingen, Gölshauſen, Gondelsheim, Kürnbach, Neibs⸗ 
heim, Nußbaum, Rinklingen, Ruit, Sickingen, Sprantal, 
Wöſſingen, Zaiſenhauſen. 


Amtsbezirk Bruchſal. 
Bruchſal: 

a. Bruchſal, Büchenau, Forſt, Hambrücken, Heidelsheim, 
Helmsheim, Karlsdorf, Kronau, Langenbrücken, Mingols⸗ 
heim, Neudorf, Neuthard, Obergrombach, Oberöwisheim, 
Stettfeld, Ubſtadt, Untergrombach, Unteröwisheim, Weiher, 
Zeutern. 

b. Bahnbrücken (Amt Bretten), Gochsheim (Amt Bretten), 
Graben (Amt Karlsruhe), Münzesheim (Amt Bretten), 
Oberacker (Amt Bretten), Spöck (Amt Karlsruhe). 


Odenheim: 
a. Eichelberg, Menzingen, Neuenbürg, Odenheim, Tiefenbach. 


— — — — — 
Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 
a = innerhalb des Amtsbezirks, 
b = außerhalb des Amtsbezirks. 


Oſtringen: 
a. Oſtringen. 
b. Eichtersheim (Amt Sinsheim), Michelfeld (Amt Sins⸗ 
heim), Waldangelloch (Amt Sinsheim), Rettigheim (Amt 
Wiesloch). 


Philippsburg: 
a. Huttenheim, Kirrlach, Oberhauſen, Philippsburg, Rhein⸗ 
hauſen, Rheinsheim, Waghäuſel, Wieſental. 
b. Rußheim (Amt Karlsruhe). 


Amtsbezirk Buchen. 
Buchen: 
a. Bödigheim, Buchen, Eberſtadt, Götzingen, Hainſtadt, 
Hettigenbeuren, Hettingen, Hollerbach (mit Ober- und 
Unterneudorf), Rinſchheim. 


Hardheim: 

a. Bretzingen, Dornberg (Gemeinde Wettersdorf), Hardheim, 
Höpfingen, Rütſchdorf (Gemeinde Wettersdorf), Schwein⸗ 
berg. 

b. Pülfringen (Amt Tauberbiſchofsheim). 

Mudau: 
a. Donebach, Langenelz, Mudau, Reiſenbach, Rumpfen, 


Scheidental (Ober⸗ und Unterſcheidental), Schloſſau (mit 
Auerbach und Mörſchenhardt), Steinbach, Stürzenhardt. 


Walldürn: 

a. Glashofen (mit Gerolzahn, Gottersdorf, Kaltenbrunn, 
Reinhardſachſen), Hornbach (Hettigenbeuren), Rippberg, 
Waldſtetten, Walldürn, Wettersdorf (mit Vollmersdorf). 


Amtsbezirk Bühl. 
Achern: 
a. Achern, Fautenbach, Gamshurſt, Großweier, Lauf, Mös⸗ 
bach, Oberachern, Oberſasbach, Renchen, Sasbach, Sasbach⸗ 
ried, Sasbachwalden, Wagshurſt, Onsbach. 
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Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 
— innerhalb des Amtsbezirks, 
= außerhalb des Amtsbezirks. 


Bühl: 

b. Altſchweier, Balzhofen, Bühl, Bühlertal, Eiſental, Hatzen⸗ 
weier, Hildmannsfeld, Leiberſtung, Moos, Neuſatz, Neu⸗ 
weier, Oberbruch, Oberwaſſer, Oberweier, Ottersweier, 


Sinzheim, Steinbach, Unzhurſt, Varnhalt, Vimbuch, 
Waldmatt, Weitenung, Zell. 
Kappelrodeck: 
a. Kappelrodeck, Waldulm. 
Ottenhöfen: 


a. Furſchenbach, Ottenhöfen, Seebach. 


Amtsbezirk Donaueſchingen. 
Blumberg: 

a. Achdorf (mit Aſelfingen, Eſchach und Opferdingen), Blum⸗ 
berg, Epfenhofen, Fützen, Hondingen, Riedböhringen, 
Riedöſchingen. 

Donaueſchingen: 

a. Aaſen, Behla, Bieſingen, Bräunlingen, Bruggen, 
Döggingen, Donaueſchingen (mit Aufen und Allmends⸗ 
hofen), Eßlingen, Fürſtenberg, Geiſingen (mit Warten⸗ 
berg), Gutmadingen, Hauſen vor Wald, Heidenhofen, 
Hubertshofen, Hüfingen, Ippingen, Miſtelbrunn, Mundel⸗ 
fingen, Neudingen, Oberbaldingen, Ofingen, Pfohren, 
Sumpfohren, Sunthauſen, Unterbaldingen, Unterbränd, 
Waldhauſen, Wolterdingen. 

b. Kirchen⸗Hauſen (Amt Engen). 

Furtwangen: 

a. Furtwangen, Gütenbach, Linach, 

i. Schw., Schönenbach, Vöhrenbach. 
Vöhrenbach: 
a. Hammereiſenbach⸗Bregenbach, Langenbach, Vöhrenbach. 


Neukirch, Rohrbach 


Amtsbezirk Emmendingen. 
Emmendingen: 

a. Bahlingen, Bottingen (Gemeinde Nimburg), Denzlingen, 
Eichſtetten, Emmendingen, Freiamt⸗Brettental, Freiamt⸗ 
Keppenbach, Freiamt⸗Mußbach, Freiamt⸗Reichenbach, 
Heimbach, Holzhauſen, Kollmarsreute, Köndringen, 
Landeck (Gemeinde Köndringen), Maleck, Mundingen, 
Nimburg, Ottoſchwanden, Reute, Sexau, Teningen, 
Vörſtetten, Waſſer, Windenreute. 

Endingen: 

a. Amoltern, Biſchoffingen, Endingen, Forchheim, Jechtingen, 
Kiechlinsbergen, Königſchaffhauſen, Leiſelheim, Sasbach, 
Wyhl. 

Kenzingen: 

a. Bleichheim, Bombach, Broggingen, Hecklingen, Herbolz⸗ 
heim, Kenzingen, Malterdingen, Niederhauſen, Nordweil, 
Oberhauſen, Riegel, Tutſchfelden, Wagenſtadt, Weisweil. 


Amtsbezirk Engen. 
Engen: 

a. Aach, Anſelfingen, Aulfingen, Bargen, Bieſendorf, Bittel⸗ 
brunn, Ehingen, Emmingen ab Egg, Engen, Hattingen, 
Hintſchingen, Immendingen, Mauenheim, Mühlhauſen, 
Neuhauſen, Stetten, Weiterdingen, Welſchingen, Zimmer⸗ 
holz, Zimmern. 


Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 
— innerhalb des Amtsbezirks, 
— außerhalb des Amtsbezirks. 


Tengen: 
a. Beuren a. R., Blumenfeld, Büßlingen, Kommingen, 
Leipferdingen, Nordhalden, Talheim, Tengen, Uttenhofen, 
Watterdingen, Weil, Wiechs. 


Amtsbezirk Ettlingen. 
Ettlingen: 

a. Auerbach, Bruchhauſen, Burbach, Buſenbach, Ettlingen, 
Ettlingenweier, Etzenrot, Langenſteinbach, Oberweier, 
Pfaffenrot, Reichenbach, Schielberg, Schluttenbach, 
Schöllbronn, Speſſart, Spielberg, Völkersbach. 

b. Langenalb (Amt Pforzheim), Mutſchelbach (Amt Pforz⸗ 


heim). 

Malſch: 

a. Malſch, Sulzbach. 

b. Freiolsheim (Amt Raſtatt), Waldprechtswejier (Amt 
Raſtatt). 

Amtsbezirk Freiburg. 

Breiſach: 

a. Achkarren, Bickenſohl, Breiſach, Burkheim, Grezhauſen, 
Gündlingen, Ihringen, Niederrimſingen, Oberbergen, 
Oberrimſingen, Oberrotweil, Schelingen. 

Freiburg: 


a. Au, Buchenbach, Buchheim, Burg, Dietenbach, Ebnet, 
Ebringen, Eſchbach, Falkenſteig, Freiburg i. Br., Gotten⸗ 
heim, Gundelfingen, Hinterſtraß, Hochdorf, Hofsgrund, 
Horben, Hugſtetten, Kappel, Kirchzarten, Lehen, 
Merdingen, Merzhauſen, Neuershauſen, Neuhäuſer, 
Oberried, Opfingen, St. Georgen, St. Märgen, St. Peter, 
St. Wilhelm, Schallſtatt, Sölden, Stegen, Tiengen, 
Umkirch, Unteribental, Wagenſteig, Waltershofen, Waſen⸗ 
weiler, Weilersbach, Wildtal, Wittental, Wittnau, Wolfen⸗ 
weiler, Zarten, Zaſtler. 

b. Bötzingen (Amt Emmendingen), St. Ulrich (Amt Staufen). 


Amtsbezirk Heidelberg. 
Eberbach: 


a. Eberbach, Friedrichsdorf, Moosbrunn, 
Rockenau, Schönbrunn, Schwanheim. 

b. Lindach (Amt Mosbach), Zingenberg (Amt Mosbach). 

Heidelberg: 

a. Altenbach, Doſſenheim, Eppelheim, Gaiberg, Heidelberg, 
Leimen, Ochſenbach, Peterstal, Sandhauſen, St. Ilgen, 
Wilhelmsfeld, Ziegelhauſen. 

Neckargemünd: 

a. Altneudorf, Bammental, Brombach, Dilsberg, Gau⸗ 
angelloch, Heddesbach, Heiligkreuzſteinach, Lampenhain, 
Lobenfeld, Mauer, Mückenloch, Neckargemünd, Schönau, 
Waldhilsbach, Waldwimmersbach, Wieſenbach. 


Pleutersbach, 


Amtsbezirk Karlsruhe. 
Durlach: 

a. Berghauſen, Durlach, Grötzingen, Grünwettersbach, 
Hohenwettersbach, Jöhlingen, Kleinſteinbach, Palmbach, 
Söllingen, Stupferich, Untermutſchelbach, Wolfahrtsweier, 
Wöſchbach. 
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Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 
a = innerhalb des Amtsbezirks, 
b = außerhalb des Amtsbezirks. 


Karlsruhe: 

a. Blankenloch, Eggenſtein, Forchheim, Friedrichstal, Hags⸗ 
feld, Hochſtetten, Karlsruhe, Leopoldshafen, Liedolsheim, 
Linkenheim, Teutſchneureut, Welſchneureut. 

Weingarten: 
a. Büchig, Staffort, Weingarten. 


Amtsbezirk Kehl. 
Jreiſtett: 

a. Diersheim, Freiſtett, Hausgereut, Holzhauſen, Honau, 
Linx, Memprechtshofen, Rheinbiſchofsheim, Zierolshofen. 

Lichtenau: 

a. Grauelsbaum, 
Scherzheim. 

b. Greffern (Amt Bühl), Schwarzach (Amt Bühl), Stoll⸗ 
hofen (Amt Bühl), Ulm (Amt Bühl). 

Kehl: 

a. Auenheim, Bodersweier, Eckartsweier, Heſſelhurſt, Kehl, 
Kork, Legelshurſt, Leutesheim, Neumühl, Odelshofen, 
Querbach, Sand, Willſtätt. 

b. Marlen (Amt Offenburg). 


Helmlingen, Lichtenau, Muckenſchopf, 


Amtsbezirk Konſtanz. 
Gailingen: 
a. Büſingen, Gailingen. 
Gottmadingen: 
a. Bietingen, Gottmadingen, Randegg. 
Konſtanz: 

a. Allensbach, Dettingen, Freudental, Hegne, 

Konſtanz, Langenrain, Litzelſtetten, Reichenau. 
Ohningen: 

a. Hemmenhofen, Ohningen, Schienen, Wangen. 
Radolfzell: 

a. Bankholzen, Bohlingen, Vöhringen, Gaienhofen, Gund⸗ 
holzen, Güttingen, Horn, Iznang, Liggeringen, Markol⸗ 
fingen, Möggingen, Moos, Radolfzell, Weiler. 

b. Stahringen (Amt Stockach), Steißlingen (Amt Stockach), 
Wiechs (Amt Stockach). 

Singen a. H.: 

a. Arlen, Friedingen, Haufen a. d. A., Rielaſingen, Singen 
a. H., Überlingen a. Rh., Worblingen. 

b. Beuren a. d. A. (Amt Stockach), Binningen (Amt Engen), 
Duchtlingen (Amt Engen), Ebringen (Amt Engen), 
Hilzingen (Amt Engen), Riedheim (Amt Engen), Schlatt 
u. Kr. (Amt Engen), Schlatt a. R. (Amt Engen), Volkerts⸗ 
hauſen (Amt Stockach). 


Kaltbrunn, 


Amtsbezirk Lahr. 
Ettenheim: 

a. Altdorf, Ettenheim, Ettenheimmünſter, Ettenheimweiler 
(Gemeinde Ettenheim), Grafenhauſen, Kappel, Mahlberg, 
Münchweier, Orſchweier, Ringsheim, Ruſt, Schmieheim, 
Wallburg. 

Ichenheim: 


a. Ichenheim, Kürzell, Meißenheim, Ottenheim, Schutterzell. 
b. Dundenheim (Amt Offenburg). 


Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 
a = innerhalb des Amtsbezirks, 
b = außerhalb des Amtsbezirks. 


Lahr: 
a. Allmannsweier, Dörlinbach, Frieſenheim, Heiligenzell, 
Hugsweier, Kippenheim, Kippenheimweiler, Kuhbach, 


Lahr, Langenwinkel, Mietersheim, Nonnenweier, Ober⸗ 
ſchopfheim, Oberweier, Prinzbach, Reichenbach, Schön⸗ 
berg, Schuttern, Schuttertal, Schweighauſen, Seelbach, 
Sulz, Wittelbach, Wittenweier. 


Amtsbezirk Lörrach. 
Kandern: 
a. Hertingen, Holzen, Kandern, Mappach, 
Tannenkirch, Wittlingen, Wollbach. 
b. Endenburg (Amt Schopfheim), Feuerbach (Amt Müllheim), 
Liel (Amt Müllheim), Malsburg (Amt Müllheim), Marzell 
(Amt Müllheim), Sitzenkirch (Amt Müllheim). 


Lörrach: 

a. Binzen, Blanſingen, Brombach, Efringen, 
Eimeldingen, Fiſchingen, Grenzach, Haagen, Hägelberg, 
Haltingen, Hauingen, Höllſtein, Hüſingen, Huttingen, 
Inzlingen, Iſtein, Kirchen, Kleinkems, Lörrach, Märkt, 
Otlingen, Rümmingen, Schallbach, Steinen, Tüllingen, 
Tumringen, Weil a. Rh., Welmlingen, Wintersweiler. 


Riedlingen, 


Egringen, 


Amtsbezirk Mannheim. 

Hockenheim: 

a. Altlußheim, Hockenheim, Neulußheim, Reilingen. 
Ladenburg: 

a. Edingen, Ilvesheim, Ladenburg, Neckarshauſen, Schries⸗ 

heim. 

b. Heddesheim (Amt Weinheim). 
Mannheim: 

a. Mannheim. 
Schwetzingen: 

a. Brühl, Ketſch, Oftersheim, Plankſtadt, Schwetzingen. 


Amtsbezirk Meßkirch. 
Meßkirch: 

a. Altheim, Bietingen, Boll, Buchheim, Engelswies, Gög⸗ 
gingen, Heudorf, Kreenheinſtetten, Krumbach, Langenhart, 
Leibertingen, Menningen, Meßkirch, Raſt, Rohrdorf, 
Sauldorf, Schnerkingen, Sentenhart, Waſſer, Worndorf. 

Stetten am kalten Markt: 

a. Nusplingen, Oberglashütte, Schwenningen, Stetten am 

kalten Markt, Unterglashütte. 


Amtsbezirk Mosbach. 


Aglaſterhauſen: 
a. Aglaſterhauſen, Asbach, Breitenbronn, Daudenzell, 
Michelbach, Mörtelſtein, Neckarkatzenbach, Neunkirchen, 


Oberſchwarzach, Unterſchwarzach. 
b. Haag (Amt Heidelberg), Reichartshauſen (Amt Sinsheim). 


Limbach: 
a. Balsbach, Krumbach, Limbach, Muckental, Robern, Trienz. 
b. Heidersbach (Amt Buchen), Laudenberg (Amt Buchen), 
Waldhauſen (mit Einbach und Scheringen) (Amt Buchen). 
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Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 


a = innerhalb des Amtsbezirks, 
b = außerhalb des Amtsbezirks. 
Mosbach: 
a. Alfeld, Binau, Diedesheim, Fahrenbach, Guttenbach, 
Haßmersheim, Hochhauſen, Kälbertshauſen, Lohrbach, 


Mosbach, Neckarburken, Neckarelz, Neckargerach, Neckar⸗ 
zimmern, Obrigheim, Reichenbuch, Sattelbach, Sulzbach. 


Oberſchefflenz: 
a. Auerbach, Villigheim, Dallau, Katzental, Mittelſchefflenz, 
Oberſchefflenz, Unterſchefflenz, Waldmühlbach, Rittersbach. 
b. Großeicholzheim (Amt Adelsheim), Kleineicholzheim (Amt 
Adelsheim). 


Strümpfelbrunn: 


a. Mülben, Oberdielbach, Schollbrunn, Strümpfelbrunn, 
Wagenſchwand, Waldkatzenbach, Weisbach. 


Amtsbezirk Müllheim. 
Müllheim: 

a. Auggen, Badenweiler (mit Oberweiler), Bamlach, 
Bellingen, Britzingen, Buggingen, Dattingen, Feldberg, 
Hügelheim, Laufen, Lipburg, Mauchen, Müllheim, Neuen⸗ 
burg, Niedereggenen, Niederweiler, Obereggenen, Rhein⸗ 
weiler, Schliengen, Schweighof, Seefelden, Steinenſtadt, 
Vögisheim, Zienken, Zunſingen. 


Amtsbezirk Neuſtadt. 
Bonndorf: 
a. Boll, Bonndorf, Brunnadern, Ebnet, Gündelwangen, 
Holzſchlag, Wellendingen, Wittlekofen. 
b. Dillendorf (Amt Waldshut), Ewattingen (Amt Donau⸗ 
eſchingen), Münchingen (Amt Donaueſchingen). 
Eiſenbach: 
a. Bubenbach, Eiſenbach, Oberbränd, Schollach, Schwärzen⸗ 
bach, Urach leinſchließlich Obertal). 


Löffingen: 
a. Dittishauſen, Göſchweiler, Löffingen, Rötenbach, Seppen⸗ 
hofen. 
b. Bachheim (Amt Donaueſchingen), Reiſelfingen (Amt 


Donaueſchingen), Unadingen (Amt Donaueſchingen). 


Neuſtadt: 

a. Friedenweiler, Hinterzarten, Langenordnach, Neuſtadt, 
Rudenberg, Titiſee, Waldau, Kappel, Lenzkirch, Raiten⸗ 
buch, Saig. 

b. Breitnau (mit Steig) (Amt Freiburg). Für die in Kappel, 
Lenzkirch, Raitenbuch und Saig beſchäftigten Gewerbe⸗ 
schulpflichtigen findet die Unterrichtserteilung in Lenz⸗ 
fir ſtatt. 


St. Blaſien: 

a. Blaſiwald (ausgenommen die Ortsteile Eiſenbreche, Loch 
und Sommerſeite mit Straße), Häuſern, St. Blaſien, 
Schönenbach (Unterſchwarzhalden). 

b. Brenden (Amt Waldshut), Ibach (Amt Waldshut), 
Immeneich (Amt Waldshut), Schlageten (Amt Waldshut), 
Urberg (Amt Waldshut), Wittenſchwand (Amt Waldshut), 
Wolpadingen (Amt Waldshut). 


Schluchſee: 
a. Altglashütten, Bärental, Blaſiwald (Ortsteile Eiſenbreche, 
Loch und Sommerſeite mit Straße), Falkau, Faulenfürſt, 


Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 
a = innerhalb des Amtsbezirks, 
b = außerhalb des Amtsbezirks. 


Fiſchbach, Neuglashütten, Schluchſee, Schönenbach-Ort 
und Oberſchwarzhalden. 


Amtsbezirk Oberkirch. 
Oberkirch: 


a. Bad Griesbach, Bad Peterstal, Butſchbach, Erlach, Gais⸗ 
bach, Haslach, Bottenau, Ibach, Lautenbach, Lierbach, 
Maiſach, Nußbach, Oberkirch, Odsbach, Oppenau, Rams⸗ 
bach, Ringelbach, Stadelhofen, Tiergarten, Ulm, Zuſen⸗ 
hofen. 


Amtsbezirk Offenburg. 
Gengenbach: 
a. Berghaupten, Bermersbach, 
Reichenbach, Schwaibach. 


Offenburg: 

a. Altenheim, Appenweier, Bohlsbach, Bühl, Diersburg, 
Durbach, Ebersweier, Elgersweier, Feſſenbach, Griesheim, 
Hofweier, Müllen, Neſſelried, Niederſchopfheim, Offen⸗ 
burg, Ortenberg, Rammersweier, Schutterwald, Urloffen, 
Waltersweier, Weier, Windſchläg, Zell⸗Weierbach, Zuns⸗ 
weier. 

b. Hohnhurſt (Amt Kehl). 

Zell a. H.: 


a. Biberach, Nordrach, Oberentersbach, Oberharmersbach, 
Unterentersbach, Unterharmersbach, Zell a. H. 


Gengenbach, Ohlsbach, 


Amtsbezirk Pforzheim. 
Pforzheim: 

a. Bauſchlott, Bilfingen, Büchenbronn, Dietenhauſen, Diet⸗ 
lingen, Dürrn, Eiſingen, Ellmendingen, Erſingen, Eutingen, 
Göbrichen, Hamberg, Hohenwart, Huchenfeld, Iſpringen, 
Ittersbach, Kieſelbronn, Königsbach, Lehningen, Mühl⸗ 
haufen, Neuhauſen, Niefern, Nöttingen, Oſchelbronn, 
Pforzheim, Schellbronn, Singen, Stein, Steinegg, 
Tiefenbronn, Weiler, Wilferdingen, Würm. 


Amtsbezirk Pfullendorf. 


Pfullendorf: 

a. Aach⸗Linz, Burgweiler, Denkingen, Großſchönach, Groß— 
ſtadelhofen, Hattenweiler, Herdwangen, Illmenſee, Ill⸗ 
wangen, Pfullendorf, Ruſchweiler, Schwäblishauſen, 
Wangen, Winterſulgen, Zell a. A. 

b. Taiſersdorf (Amt Überlingen). 

Amtsbezirk Raſtatt. 
Baden⸗Baden: 

a. Baden-Baden, Balg, Eberſteinburg, Haueneberſtein, 

Sandweier. 
Durmersheim: 
a. Au a. Rh., Bietigheim, Durmersheim, Elchesheim, 


Illingen, Würmersheim. 
b. Mörſch (Amt Ettlingen), Neuburgweier (Amt Ettlingen). 
Gaggenau: 
a. Gaggenau, Michelbach, Oberndorf, Oberweier, Rotenfels, 
Selbach, Sulzbach. 
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Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 
= innerhalb des Amtsbezirks, 
= außerhalb des Amtsbezirks. 


a 
b 


Gernsbach: 

a. Au i. M., Bermersbach, Forbach, Gausbach, Gernsbach, 
Hilpertsau, Hörden, Langenbrand, Lautenbach, Obertsrot, 
Ottenau (Gemeinde Gaggenau), Reichental, Scheuern, 
Staufenberg, Weiſenbach. 

Raſtatt: 

a. Biſchweier, Hügelsheim, Iffezheim, Kuppenheim, Muggen⸗ 
ſturm, Niederbühl, Otigheim, Ottersdorf, Plittersdorf, 
Raſtatt, Rauenthal, Söllingen, Steinmauern, Winters⸗ 
dorf. 


Amtsbezirk Säckingen. 
Säckingen: 

a. Binzgen, Hänner, Harpolingen, Laufenburg (mit Rhina 
und Stadenhauſen), Murg, Niederhof, Oberhof, Ober⸗ 
ſäckingen, Oflingen, Rippolingen, Säckingen, Wallbach. 

b. Grunholz (Amt Waldshut). 

Rheinfelden: 

a. Karsau, Rheinfelden, Schwörſtadt. 

b. Degerfelden (Amt Lörrach), Eichſel (Amt Schopfheim), 
Minſeln (Amt Schopfheim), Herten (Amt Lörrach), Wohlen 
(Amt Lörrach). 


Rickenbach: 

a. Altenſchwand, Bergalingen, Großherriſchwand, 
Herriſchried, Hogſchür, Hornberg, Hottingen, Hütten, 
Niedergebisbach, Rickenbach, Rütte, Wehrhalden, 
Willaringen. 

Amtsbezirk Schopfheim. 
Bernau⸗Außertal: 
a. Bernau. 
b. Menzenſchwand (Amt Neuſtadt). 
Schönau: 


a. Aitern, Böllen, Ehrsberg, Fröhnd, Neuenweg, Schönau, 

Schönenberg, Tunau, Utzenfeld, Wembach, Wieden. 
Schopfheim: 

a. Adelsberg, Adelshauſen, Atzenbach, Bürchau, Doſſenbach, 
Eichen, Elbenſchwand, Enkenſtein, Fahrnau, Gersbach, 
Gresgen, Hauſen, Häg, Langenau, Mambach, Maulburg, 
Nordſchwaben, Pfaffenberg, Raich, Raitbach, Riedichen, 
Sallneck, Schlächtenhaus, Schopfheim, Tegernau, 
Weitenau, Wiechs, Wies, Wieslet, Zell i. W. 

Todtnau: 
a. Afterſteg, Brandenberg, Geſchwend, Muggenbrunn, Präg, 
Schlechtnau, Todtnau, Todtnauberg. 
Wehr: 
a. Wehr, Haſel. 
Todtmoos: 

a. Vordertodtmoos, Hintertodtmoos, Todtmoos⸗Au, Tobt- 

moos Schwarzenberg, Todtmoos⸗Weg. 


Amtsbezirk Sinsheim. 
Eppingen: 
a. Adelshofen, Berwangen, Eppingen, Gemmingen, Itt⸗ 
lingen, Richen, Rohrbach a. G., Schluchtern, Stabbach. 
b. Elſenz (Amt Bruchſal), Landshauſen (Amt Bruchſal), 
Mühlbach (Amt Bretten), Sulzfeld (Amt Bretten). 
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Verbandsgemeinden 
— innerhalb des Amtsbezirks, 
= außerhalb des Amtsbezirks. 


Eſchelbronn: 

a. Epfenbach, Eſchelbronn, Neidenſtein. 

b. Mönchzell (Amt Heidelberg), Spechbach (Amt Heidelberg). 
Neckarbiſchofsheim: 

a. Adersbach, Bargen, Ehrſtädt, Flinsbach, Haſſelbach, Helm⸗ 
ſtadt, Neckarbiſchofsheim, Untergimpern, Waibſtadt, Wollen⸗ 
berg. 

Bad Rappenau: 

a. Babſtadt, Bad Rappenau, Bockſchaft, Grombach, Kirchardt, 
Obergimpern, Siegelsbach, Treſchklingen. 

b. Heinsheim — mit Zimmerhof — (Amt Mosbach), Hüffen- 
hardt (Amt Mosbach), Neckarmühlbach (Amt Mosbach). 


Sinsheim: 

a. Daisbach, Dühren, Eſchelbach, Hilsbach, Hoffenheim, 
Reihen, Rohrbach, Sinsheim, Steinsfurt, Weiler, Zuzen⸗ 
hauſen. 

b. Meckesheim (Amt Heidelberg). 

Amtsbezirk Staufen. 
Krozingen: 

a. Biengen, Bremgarten, Eſchbach, Feldkirch, Grißheim, 

Hartheim, Hauſen a. d. M., Heitersheim, Kirchhofen, 


Krozingen, Norſingen, Offnadingen, Pfaffenweiler, Schlatt, 
Tunſel. 

b. Mengen (Amt Freiburg), Munzingen (Amt Freiburg), 
Scherzingen (Amt Freiburg). 

Staufen: 

a. Ballrechten, Bollſchweil, Dottingen, Ehrenſtetten, Gallen⸗ 
weiler, Grunern, Obermünſtertal, Staufen, Sulzburg, 
Untermünſtertal, Wettelbrunn. 


Amtsbezirk Stockach. 
Eigeltingen: 
a. Eigeltingen, Orſingen, Reute, Rorgenwies. 
b. Eckartsbrunn (Amt Engen), Honſtetten (Amt Engen). 
Stockach: 

a. Gallmannsweil, Hecheln, Heudorf, Hindelwangen, 
Hoppetenzell, Mahlſpüren i. H., Mahlſpüren i. T., Main⸗ 
wangen, Mühlingen, Münchhöf, Nenzingen, Raithaslach, 
Schwackenreute, Schwandorf, Stockach, Wahlwies, 
Winterſpüren, Zizenhauſen, Zoznegg. 


Amtsbezirk Tauberbiſchofsheim. 
Boxberg: 


a. Angeltürn, Aſſamſtadt, Bobſtadt, Boxberg, Dainbach, 
Epplingen, Kupprichhauſen, Lengenrieden, Oberſchüpf, 
Sachſenflur, Schwabhauſen, Schweigern, Uiffingen, 
Unterſchüpf, Windiſchbuch, Wölchingen. 

Großrinderfeld: 

a. Gerchsheim, Großrinderfeld, Ilmſpan, Schönfeld, 
Wenkheim. 

Grünsfeld: 

a. Grünsfeld, Grünsfeldhauſen, Krensheim, Kützbrunn, 


Meſſelhauſen, Oberwittighauſen, Paimar, Poppenhauſen, 
Unterwittighauſen, Vilchband, Zimmern. 
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Gewerbeſchule (Schulgemeinde). 


Verbandsgemeinden 
= innerhalb des Amtsbezirks, 
= außerhalb des Amtsbezirks. 


Lauda: 
a. Beckſtein, Gerlachsheim, Heckfeld, Königshofen, Lauda, 
Marbach, Oberbalbach, Oberlauda, Unterbalbach. 
Tauberbiſchofsheim: 
a. Brehmen, Brunntal, Dienſtadt, Diſtelhauſen, Dittigheim, 
Dittwar, Giſſigheim, Hochhauſen, Impfingen, Königheim, 
Tauberbiſchofsheim, Werbach, Werbachhauſen. 


Amtsbezirk Überlingen. 


Immenſtaad: 
a. Immenſtaad, Kippenhauſen. 
Markdorf: 

a. Ahauſen, Bermatingen, Ittendorf, Kluftern, Markdorf, 
Mittelſtenweiler, Oberſtenweiler, Raderach, Riedheim, 
Urnau, Wittenhofen. 

Meersburg: 


a. Baitenhauſen, Daiſendorf, Hagnau, Meersburg, Ober⸗ 

uhldingen, Stetten. 
Salem: 

a. Beuren, Buggenſegel, Deggenhaufen, Frickingen, Gras⸗ 
beuren, Homberg, Leuſtetten, Mimmenhauſen, Mühlhofen, 
Neufrach, Rickenbach, Roggenbeuren, Salem, Tüfingen, 
Unterſiggingen, Weildorf. 

b. Heiligenberg (Amt Pfullendorf). 

Überlingen: 
a. Altheim, Bambergen, Billafingen, Bonndorf, Deiſendorf, 


Hödingen, Hohenbodmann, Lippertsreute, Neſſelwangen, 
Nußdorf, Owingen, Sipplingen, Überlingen, Unter⸗ 
uhldingen. 


b. Bodmann (Amt Stockach), Dingelsdorf (Amt Konſtanz), 
Espaſingen (Amt Stockach), Ludwigshafen (Amt Stockach). 


Amtsbezirk Villingen. 
St. Georgen: 
a. Brigach, Buchenberg, Burgberg, Königsfeld, Langen⸗ 


ſchiltach, Oberkirnach, Peterzell, St. Georgen, Stock⸗ 
burg, Tennenbronn. 

Triberg: 

a. Gremmelsbach, Nußbach, Rohrhardsberg, Schonach 


i. Schw., Schönwald i. Schw., Triberg. 
Villingen: 

a. Bad Dürrheim, Dauchingen, Erdmannsweiler, Fiſchbach, 
Grüningen, Herzogenweiler, Kappel, Kirchdorf, Klengen, 
Marbach, Mönchweiler, Neuhauſen, Niedereſchach, Ober⸗ 
eſchach, Pfaffenweiler, Rietheim, Schwabenhauſen, 
Überauchen, Unterkirnach, Weiler, Weilersbach, Villingen. 

b. Hochemmingen (Amt Donaueſchingen), Tannheim (Amt 
Donaueſchingen). 


Amtsbezirk Waldkirch. 
Altſimonswald: 
a. Altſimonswald, Haslachſimonswald, Oberſimonswald, 
Unterſimonswald (mit Griesbach), Wildgutach. 
Elzach: 
a. Elzach, Katzenmoos, Niederwinden, Oberbiederbach, Ober⸗ 
prechtal, Oberſpitzenbach (Gemeinde Siegelau), Ober⸗ 
winden, Unterbiederbach, Unterprechtal, Ya. 
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Waldkirch: 

a. Bleibach, Buchholz, Föhrental, Gutach, Heuweiler, Kollnau, 


Oberglottertal, Ohrensbach, Siegelau, Siensbach, Stahlhof, 
Suggental, Unterglottertal, Waldkirch. 


Amtsbezirk Waldshut. 
Birkendorf: 

a. Bettmaringen, Birkendorf, Endermettingen, Hürrlingen, 
Löhningen, Mettenberg (mit Buggenried), Obermettingen, 
Riedern a. W., Ortsteil Schönenbach von Staufen, 
Ühlingen, Untermettingen. 

b. Grafenhauſen (Amt Neuſtadt). 

Görwihl: 

a. Engelſchwand, Görwihl, Hartſchwand, Niederwihl, Ober- 

wihl, Rotzingen, Rüßwihl, Segeten, Strittmatt, Wilfingen. 
Höchenſchwand: 

a. Amrigſchwand, Höchenſchwand, Staufen (ausgenommen 

Ortsteil Schönenbach), Tiefenhäufern. 
Jeſtetten: 


a. Altenburg, Baltersweil, Berwangen, Dettighofen, 
Jeſtetten, Lottſtetten. 

Stühlingen: 

a. Blumegg, Degernau, Eberfingen, Grimmelshofen, 
Lausheim, Lembach, Mauchen, Obereggingen, Ober⸗ 
wangen, Schwaningen, Stühlingen, Untereggingen, 
Weizen, Unterwangen. 

Tiengen: 

a. Aichen, Bechtersbohl, Berau, Breitenfeld, Bühl, Detzeln, 
Erzingen, Geißlingen, Grießen, Gurtweil, Horheim, 


Kadelburg, Küßnach, Krenkingen, Nöggenſchwiel, Ober⸗ 
lauchringen, Ofteringen, Rechberg, Riedern a. S., 
Schwerzen, Tiengen, Unterlauchringen, Weilheim, 
Weisweil, Wutöſchingen. 

Waldshut: 

a. Albbruck, Albert, Bannholz, Bergöſchingen, Bierbronnen, 
Birkingen, Birndorf, Buch, Dangſtetten, Dogern, 
Eſchbach, Hauenſtein, Hochſal, Hohentengen, Indlekofen, 
Lienheim, Luttingen, Oberalpfen, Reckingen, Remetſchwiel, 
Rheinheim, Rotzel, Schachen, Stetten (mit Günzgen), 
Unteralpfen, Waldkirch, Waldshut. 


Amtsbezirk Weinheim. 


Weinheim: 
a. Großſachſen, Hemsbach, Hohenſachſen, Laudenbach, 
Leutershauſen, Lützelſachſen, Oberflockenbach, Rippen⸗ 


weier, Sulzbach, Urſenbach, Weinheim. 


Amtsbezirk Wertheim. 
Freudenberg: 
a. Boxtal, Ebenheid, Freudenberg, Rauenberg. 
Külsheim: 
a. Hundheim, Steinbach, Steinfurt. 
b. Eiersheim (Amt Tauberbiſchofsheim), Uiſſigheim (Amt 
Tauberbiſchofsheim). 
Wertheim: 
a. Bettingen, Brombach, Dertingen, Dietenhan, Dörlesberg, 
Gamburg, Grünenwert, Höhefeld, Kembach, Lindelbach, 
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Mondfeld, Naſſig, Niklashauſen, Reicholzheim, Sachſen⸗ 
hauſen, Sonderriet, Urphar, Vockenrot, Waldhauſen, 
Wertheim, Weſſental. 


Amtsbezirk Wiesloch. 
Wiesloch: 

a. Baiertal, Dielheim, Horrenberg mit Balzfeld, Malſch, 
Malſchenberg, Mühlhauſen, Rauenberg, Rot, Rotenberg, 
St. Leon, Schatthauſen, Tairnbach, Walldorf, Wiesloch. 

b. Nußloch (Amt Heidelberg). 


Amtsbezirk Wolfach. 
Haslach: 


a. Bollenbach, Einbach, Fiſcherbach, Haslach, Hauſach, 
Hofſtetten, Mühlenbach, Schnellingen, Steinbach, Welſchen⸗ 
ſteinach. 

Hornberg: 

a. Gutach, Hornberg, Niederwaſſer, Reichenbach. 
Schiltach: 

a. Bergzell, Kaltbrunn, Lehengericht, Schenkenzell, Schiltach. 
Wolfach: 

a. Kinzigtal, Kirnbach, Oberwolfach, Wolfach. 
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485. Zugang zum wiſſenſchaftlichen Lehramt 
an höheren Lehranſtalten in Baden. 


Die Geſuche um Zulaſſung zur Laufbahn des 
wiſſenſchaftlich gebildeten Lehrers an höheren Lehr⸗ 
anſtalten ſind von den Abiturienten des Jahrgangs 
1935 bis ſpäteſtens 5. Oktober 1935 
unter genauer Beachtung der Erlaſſe vom 20. März 
1930 — B 10583 — (Amtsbl. ©. 30) und vom 
29. November 1934 — B 49131 — (Amtsbl. 
S. 193 f.) hierher vorzulegen. Außer den in den 
beiden Erlaſſen geforderten Nachweiſen (insb eſondere 
auch den HJ.⸗, SA., SS.⸗ uſw. Nachweiſen) find 
das Arbeitsdienſt⸗ Pflichtenheft und ein Lichtbild 
beizufügen. 

Es wird Wert gelegt auf Geſuche beſonders 
befähigter Bewerber für die Altſprachliche Ab⸗ 
teilung, für die Neuſprachlich⸗Geſchichtliche Abteilung 
mit Franzöſiſch und Engliſch als Hauptfächern und 
für die Mathematiſch⸗Naturwiſſenſchaftliche Ab⸗ 
teilung mit Biologie als Hauptfach. 


Karlsruhe, den 31. Auguſt 1935. 


Der Miniſter des Kultus und Unterrichts. 
D Wa 


Bekanntmachung. — B 25895. 
(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1935 S. 396.) 


Inhaltsnachweis nach dem Datum der Verfügungen. 


Selle 


a) Reich und Preußen 
Beſtätigung von Wahlen der Geſellſchaft der Wiſſenſchaften 
in Göttingen. Vom 27. Auguſt 1935). 384 
Bilder des Führers in den Schulen. Vom 2. September 1935 384 


Beſchulung blinder und taubſtummer Kinder. Vom 2. Sep⸗ 
tember 1935 


Werbeausſtellung für die Olympiſchen Spiele in Berlin. Vom 
3. September 1935 


Wegweiſer durch das höhere Schulweſen des Deutſchen Reichs. 
Bon Septen s, 386 


Einordnung der Medizinalpraktikanten. Vom 4. September 
D Le 1, ee AA, ANAEE NEHRGEEUEE -ubo 381 
Seedienſt Oſtpreußen. Vom 5. September 1935. 386 


Erziehungsbeihilfen für die Schüler und Schülerinnen der 
meiner Abteilung für bäuerliches Ausbildungsweſen unter⸗ 
ſtehenden Schulen. Vom 5. September 1935. 387 


Promotions⸗ und Habilitationsgebühren. Vom 11. Sep⸗ 
tembex; 18 ne. nr Ne 


Seit 
Vergebung von Aufträgen zu gewerblichen Verkehrsleiſtungen. f 
Vom 12. September 195) 380 


Gleitender Sechstageplan. Vom 13. September 1935. 385 
Tag des deutſchen Volkstums. Vom 15. September 1935 387 


b) Anterrichtsverwaltungen der anderen Länder 


Bayern 
Beſuch von Schullandheimen durch nichtariſche Schüler. Vom 
lien, ae 388 
Deutſche Gemeindeordnung und baheriſches Schulrecht. Vom 
Hees,, et I Me 358 
Sachſen 
Dienſt von Angehörigen der Hitler⸗Jugend in Schüler⸗ und 
Schülerinnenheimen. Vom 4. Juli 19355. 388 
Turn⸗ und Spielgeräte. Vom 31. Juli 1935. 389 
Baden 


Bekanntmachung über die Neuregelung des gewerblichen 
Unterrichtsweſens. Vom 29. Auguſt 1935 
Zugang zum wiſſenſchaftlichen Lehramt an höheren Lehr⸗ 
anſtalten in Baden. Vom 31. Auguſt 1935 


